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4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3516 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/ 1 — 31109 — 5440/65 


Bonn, den 9. Juni 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
20. Juni 1962 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Türkei über die 
gegenseitige Förderung und den gegen- 
seitigen Schutz von Kapitalanlagen 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Vertrages und des Protokolls vom 20. Juni 
1962 und der zum Vertrag gehörige Briefwechsel und ein 
Notenwechsel in deutscher und türkischer Sprache sowie eine 
Denkschrift zum Vertrag sind beigefügt. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern für Wirtschaft 
und des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 283. Sitzung am 4. Juni 1965 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck; ßundcsdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesbeig, Goethesti. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 20. Juni 1962 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Türkei 
über die gegenseitige Förderung und den gegenseitigen Schutz 

von Kapitalanlagen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
lates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Ankara am 20. Juni 1962 Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Türkei über die gegenseitige För- 
derung und den gegenseitigen Schutz von Kapital- 
anlagen, dem Protokoll, den Briefwechseln vom glei- 
chen Tage und dem Notenwechsel vom 3. Juli 1964 
wird zugestimmt. Der Vertrag, das Protokoll, die 
Briefwechsel und der Notenwechsel werden nach- 
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Ar- 
tikel 14 Abs. 2 sowie das Protokoll, die Briefwechsel 
und der Notenwechsel in Kraft treten, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Der Vertrag bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bun- 
desgesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes, da er sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. Die Zustim- 
mung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 
des Grundgesetzes erforderlich, da das im Vertrag 
vereinbarte Diskriminierungsverbot sich auch auf 
steuerliche Vorschriften bezieht. 

Zu Artikel 2 

Der Vertrag soll — mit Ausnahme der Bestimmun- 
gen der Protokollziffer 11, die sich auf die Luftfahrt 


beziehen — auch auf das Land Berlin Anwendung 
finden; das Gesetz enthält daher die übliche Berlin- 
Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag 
nach seinem Artikel 14 Abs. 2 in Kraft tritt, im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder oder Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Türkei 
über die gegenseitige Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Federal Almanya Cumhuriyeti ile Türkiye 
Cumhuriyeti arasinda sermaye yatinmlannin 
karsilikli olarak tesvik ve himayesine mütedair Anlasma 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE REPUBLIK TÜRKEI, 

IN DEM WUNSCH, die wirtschaftliche Ziisamniencirbei I 
zwischen beiden Staaten zu vertiefen, 

IN DEM BESTREBEN, günstige Bedingungen für Kn- 
pitalanlagen von Staatsangehörigen und Gesellschaften 
des einen Staates im Hoheitsge'biet des anderen Staates 
zu schaffen und 

IN DER ERKENNTNIS, daß eine gegenseitige \ertrag- 
lichc Förderung und ein gegenseitiger vertraglicher 
Schutz dieser Kapitalanlagen geeignet sind, die privale 
wirtschaftliche Initiative zu beleben und den Wohlstand 
beider Völker zu mehren, 

HABEN FOLGENDES VEREINBART: 

Artikel 1 

(1) Jede Vertragspartei wird in ihrem Hoheitsgebic't 
Kapitalanlagen von Staatsangehörigen und Gesellschaf- 
ten der anderen Vertragspartei in Übereinstimmung mit 
ihren Rechtsvorschriften zulassen, sie nach Möglichkeit 
fördern und die Erteilung von erforderlichen Genehmigun- 
gen wohlw^ollend erwmgen. Die Vertragsparteien werden 
diese Kapitalanlagen in jedem Fall gerecht und billig 
behandeln. 

(2) Keine Vertragspartei darf Kapitalanlagen, die im 
Eigentum oder unter dem Einfluß von Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei stehen, 
in ihrem Hoheitsgebiet ungünstiger behandeln als Ka- 
pitalanlagen der eigenen Staatsangehörigen und Gesell- 
schaften oder Kapitalanlagen von Staatsangehörigen und 
Gesellschaften dritter Staaten. 

Artikel 2 

Keine Vertragspartei wird die Staatsangehörigen und 
Gesellschaften der anderen Vertragspartei hinsichtlich 
ihrer beruflichen und wirtschaftlichen Betätigung, soweit 
sie im Zusammenhang mit Kaj^italanlagen in ihrem Ho- 
heitsgebiet ausgeübt wird, und hinsichtlich der Ver- 
waltung, des Gebrauchs und der Nutzung dieser Kapital- 
anlagen ungünstigeren Bedingungen unterwerfen als ihre 
eigenen Staatsangehörigen und Gesellschaften oder 
Staatsangehörige und Gesellschaften eines dritten Staates. 

Artikel 3 

(1) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen und Gesell- 
schaften einer Vertragspartei genießen im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei Schutz und Sicherheit. 


Federal Almanya Cumhuriyeti ile Türkiye Cumhuriyeti 
iki Devlet arasindaki Iktisadi I^birligini geli^tirmek arzusu 
ile, bir Devletin vataiida^ ve ^irketlerine diger Devlet 
arazisinde sermaye yatinnilari icin müsait ^artlar yarat- 
mak amaci ile, bu sermaye yatinmlannin kar^ilikli 
olarak ahden himayesi ve te^vikinin, hususi iktisadi 
tesebbüsü canlandinp her iki memleketin refahini arttir- 
maya yarayacagi anlayisi ile as^gidaki hususlarda 
mutabakdtd varmi^lardir: 


M a d d e 1 

(1) Äkit taraflardan herbiri, ülkesiiide diger äkit tarafin 
valanda? ve ^irketlerine ait sermaye yatinmlanna kendi 
mexzudtina uygun olmak ßartiyla muvatakat edecek, 
buiilau imkan dairesinde tej?vik ve gereken müsaadelerin 
verilmesini hayirhahlikla tetkik eyleyecektir. Äkit taraf- 
lai bu yatinmlara her halde hak ve nasafet dairesinde 
muamele edecektir. 

(2) Äkit taraflardan higbiri, ülkesinde, diger äkit taralin 
vatanda? ve ^irketlerine ait, yahut bunlarin tesiri altinda 
bulunan sermaye yatirimlarini, kendi vatanda$ ve i^irket- 
lerinin veya ücüncü Devlellerin vatanda^ ve ßirketleririin 
sermaye yatinmlanndan daba az müsait niuameleye tabi 
tutmayacaktir. 


Madde 2 

Äkit taratiardan hiebiri diger äkit tarafin vatanda? ve 
^irketlerini, kendi ülkesinde yapilacak sermaye yatinm- 
lan ile ilgili rnesleki ve iktisadi faaliyetleri ve sermaye 
yatiriinlarinin idaresi, istimali ve intifai bakimmdan 
kendi vatanda?? ve ^irketlerinden veya ücüncü devlet 
vatanda^ ve §irketicrinden daha gayri müsait muamelcye 
tabi tutmayacaktir. 


Madde 3 

(1) Äkit taraflardan birinin vatanda^Iari ile ^irket- 
lerinin sermaye yatinmlan, diger äkit tarafin ülkesinde 
himaye ve emniyete mazhar olacaktir. 


3 



Drucksache IV/3516 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


(2) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen und Gesell- 
schaften einer Vertragspartei dürfen im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei nur zum allgemeinen Wohl 
und gegen Leistung des vollen Wertes der enteigneten 
Kapitalanlage enteignet werden, Diese Leistung muß un- 
verzüglich erfolgen, tatsächlich verwertbar und frei trans- 
ferierbar sein. Spätestens im Zeitpunkt der Enteignung 
muß für die Festsetzung und Leistung des vollen Wertes 
Vorsorge getroffen sein. Die Rechtmäßigkeit der Ent- 
eignung und die Höhe des vollen Wertes müssen in 
einem ordentlichen Rechtsverfahren nachgeprüft werden 
können. 

(3) Staatsangehörige und Gesellschaften einer Vertrags- 
partei, die durch Krieg, bewaffnete Auseinandersetzungen 
oder durch Handlungen, die die Öffentliche Ordnung ge- 
fährden, Verluste an den im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei belegenen Kapitalanlagen erleiden, wer- 
den von dieser Vertragspartei hinsichtlich aller Ent- 
schädigungen nicht ungünstiger behandelt als ihre eigenen 
Staatsangehörigen und Gesellschaften. Hinsichtlich des 
Transfers solcher Leistungen werden die Vertragsparteien 
die Ansprüche von Staatsangehörigen und Gesellschaften 
der anderen Vertragspartei nicht ungünstiger behandeln 
als entsprechende Ansprüche von Staatsangehörigen und 
Gesellschaften eines dritten Staates. 

(4) Hinsichtlich der in diesem Artikel geregelten An- 
gelegenheiten genießen die Staatsangehörigen und Ge- 
sellschaften einer Vertragspartei im Hoheitsgebiet der an- 
deren Vertragspartei Meistbegünstigung. 


Artikel 4 

Jede Vertragspartei gewährleistet den Staatsangehöri- 
gen und Gesellschaften der anderen Vertragspartei den 
Transfer des Kapitals und der Erträgnisse sowie im Falle 
der Liquidation den Transfer des Erlöses. 


Artikel 5 

Wird eine Vertragspartei aus einer Gewährleistung 
für eine Kapitalanlage in Anspruch genommen, so ist sie 
unbeschadet ihrer Rechte aus Artikel 11 befugt, zu den 
Bedingungen ihres Rechtsvorgängers die Rechte wahr- 
zunehinen, die auf sie kraft Gesetzes übergeganyen oder 
von dem Rechtsvorgänger übertragen worden sind (über- 
gegangene Ansprüche). Für den Transfer der auf Grund 
der übergegangenen Ansprüche an die Vertragspartei zu 
leistenden Zahlungen gelten die Artikel 3 Absätze 2, 3 
und 4 und Artikel 4 sinngemäß. 


Artikel 6 

(1) Soweit die Beteiligten nicht eine abweichende, von 
den zuständigen Stellen der Vertragspartei, in deren Ho- 
heitsgebiet sich die Kapitalanlage befindet, zugelassene 
Regelung getroffen haben, erfolgen Transferierungen 
nach Artikel 3 Absätze 2 oder 3, nach Artikel 4 oder 5 
unverzüglich und zu dem am Tage des Transfers für 
laufende Geschäfte tatsächlich angewandten und vom 
Internationalen Währungsfonds ausdrücklich oder still- 
schweigend gebilligten Kurs. 

(2) Besteht in bezug auf eine Vertragspartei im Zeit- 
punkt der Transferierung kein Umrechnungskurs im 
Sinne von Absatz 1, so wird der amtliche Kurs ange- 
wandt, den diese Vertragspartei für ihre Währung im 
Verhältnis zum US-Dollar oder zu einer anderen frei 
konvertierbaren Währung oder zum Gold festgclegt hat. 
Ist auch ein solcher Kurs nicht festgelegt, so lassen die 
zuständigen Stellen der Vertragspartei, in deren Hoheits- 
gebiet das Kapital angelegt ist, einen Umrechnungskurs 
zu, der gerecht und billig ist. 


(2) Äkit taraflardan birinin vatanda^ ve ^irketlerinin 
diger äkit taraf ülkesindeki sermaye yatirimlari, ancak 
ämme menfaati lehine ve istimläk edilen sermaye ya- 
linmmin deger paha kar^iliginin eclasi suretiyle istimläk 
edilebilir. Bu eda geeikmeksizin yapilmali, bilfiil kiymet- 
lendirilebilir ve serbestge transfer edilebilir olmalidir. 
Deger pahanin tesbiti ve edasi icin en geg istimläk 
aninda tedbir alinmi^ olmalidir. Istimläkin mevzuata 
uygunlugu ve deger paha miktari normal kazai yollarla 
incelenebilmelidir. 


(3) Bir äkit taraf vatanda^ ve ^irketleri harp hali, 
silähli gati^ma veya ämme intizamim ihläl eden haller 
dolayisile diger äkit taraf ülkesindeki yatirimlarinin 
ugrayacagi zararlara ait bütün tazminat ödemelerinde 
bu äkit taraf vatanda^ ve ^irketlerinden daha az müsait 
muameleye tabi tutulmayacaktir. Bu kabil edalarin trans- 
feri hususunda da äkit taraflar §ahis ve ^irketlerinin 
talepleri, ügüncü devlet ^ahis ve ^irketlerinin ayni kabil 
taleplerinden daha az müsait muameleye tabi tutulmaya- 
caktir. 


(4) Bu madde ile tanzim edilen hususlarda äkit taraf- 
lardan birinin vatanda^ ve ^irketleri diger äkit tarafin 
ülkesinde en ziyade müsaadeye mazhar muameleden 
faydalamrlar. 


Madde 4 

Äkit taraflardan herbiri diger äkit tarafin vatanda^ 
ve ipirketlerine ait sermaye ile hasilatin ve tasfiye ha- 
linde de bedelin transferini garanti eder. 


Madde 5 

Äkit taraflardan birine, bir sermaye yatirimi igin garan- 
tiden dolayi rücu edilmesi halinde, 11 ingi maddeden 
dogan haklari baki kalmak üzere, bu äkit taraf, kanunen 
kendisine intikäl eden veya hukuki selefi tarafindan 
devrolunan haklanni (intikäl eden talepler) selefinin 
haiz bulundugu ayni ^artlara göre kullamnaga yetkilidir. 
intikäl eden talepler geregince bu äkit tarafa yapilacak 
tediyelerin transferi igin 3 üngü maddenin (2), (3) ve (4) 
üngü fikralari ile 4 üncü madde hükümleri, inana iti- 
bariyle uygulamr. 


Madde 6 

(1) Äkit taraflar, yatirimin ülkesinde bulundugu ta- 
rafin yetkili makamlarinca caiz görülegek surette aksini 
düzenlemedikleri takdirde, 3 üncü maddenin 2 veya 3 
üncü fikralari ile 4 veya 5 inci maddelere göre yapilacak 
transferier, geeikmeden ve Milletlerarasi Para Fonu 
tarafindan sarih veya zimni olarak kabul edilmi^ ve 
transfer günü cari muamelelere bilfiil uygulanan kur 
üzerinden yapilir. 

(2) Transfer sirasinda, äkit taraflardan birinde 1 inci 
fikraya uygun bir tahvil kuru meveut degilse, bu äkit 
tarafin Amerikan Dolanna veya serbestge kabili tahvil 
ba^ka bir paraya yahut altina nazaran kendi parasi igin 
tesbit etmi^ oldugu resmi kur uygulamr. Böyle bir kur da 
tesbit edilmemi^ ise, sermayenin ülkesinde yatirildigi 
äkit tarafin yetkili makamlari, hak ve nasafet daire- 
sinde bir tahvil kuru tayin ederler. 
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Artikel 7 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Ver- 
tragspartei oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, 
die neben diesem Vertrag zwischen den Vertragsparteien 
bestehen oder in Zukunft begründet werden, eine Rege- 
lung, durch die den Kapitalanlagen der Staatsangehörigen 
und Gesellschaften der anderen Vertragspartei eine 
günstigere Behandlung als nach diesem Vertrag zu ge- 
währen ist, so bleibt diese Regelung durch den vorliegen- 
den Vertrag unberührt. 

(2) Jede Vertragspartei wird jede andere Verpflichtung 
einhalten, die sie in bezug auf Kapitalanlagen von Staats- 
angehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertrags- 
partei in ihrem Hoheitsgebiet übernommen hat, 


Artikel 8 

(1) Der Ausdruck „Kapitalanlage" im Sinne dieses Ver- 
trages umfaßt alle Vennögenswmrte, insbi^sondere, aber 
nicht ausschließlich: 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte; 

b) Anteilsrechte an Gesellschaften und andere Arten von 
Beteiligungen; 

c) Ansprüche auf Geld oder Leistungen, die einen wirt- 
schaftlichen Wert haben; 

d) Urheberrechte, Rechte des gewerblichen Eigentums, 
technische Verfahren, Handelsnainen und good will; 

e) auf Grund öffentlichen Rechts gewahrte Rechte ein- 
schließlich Nutzungsrechten. 

Eine Veränderung in der Form, in der Vermögensw^erte 
angelegt werden, läßt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage 
im Rahmen (uner erteilten Genehmigung unberührt. 

(2) Der Ausdruck „Erträgnisse" bezeichnet diejenigen 
Betrage, die aus einer Kapitalanlage für einen bestimmten 
Zeitraum als Gewinnanteile oder Zinsen erzielt werden. 

(3) Der Ausdruck „Staatsangehörige" bezeichnet: 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 
Deutsche im Sinne des Grundgesetzes für die Bundes- 
republik Deutschland; 

b) in bezug auf die Republik Türkei: 

alle Personen, die nach der Verfassung der Republik 
Türkei und nach dem türkischen Staatsangehörigkeits- 
gesetz Türken sind. 

(4) Der Ausdruck „Gesellschaften" bezeichnet: 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 
jede juristische Person sowie jede Handelsgesell- 
schaft oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit 
oder ohne Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland hat und 
nach deren Gesetzen zu Recht besteht, gleichviel ob 
die Haftung ihrer Gesellschafter, Teilhaber oder Mit- 
glieder beschränkt oder unbeschränkt und ob ihre 
Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist oder nicht; 

b) in bezug auf die Republik Türkei: 

jede juristische Person sowie jede Handelsgesellschaft 
oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder 
ohne Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im Hoheits- 
gebiet der Republik Türkei hat und nach deren Ge- 
setzen zu Recht besteht, gleichviel ob die Haftung 
ihrer Gesellschafter, Teilhaber oder Mitglieder be- 
schränkt oder unbeschränkt und ob ihre Tätigkeit 
auf Gewinn gerichtet ist oder nicht. 

Artikel 9 

Diesem Vertrag unterliegen auch Kapitalanlagen, die 
Staatsangehörige und Gesellschaften der einen Vertrags- 


Madde 7 

(1) Äkit taraflardan birinin mevzuatindan veya bu 
Anla^madan ayri olarak äkitler arasinda meveut veya 
ileride tesis edilecek olan milletlerarasi vecibelerden, 
diger äkit tarafin vatanda^ ve $irketleri icin i:?bu An- 
la^ma ile derpi^ edilenden daha müsait bir muamele 
yapilmasini amir bir hal tarzi dogacak olursa, bu hal 
tarzma i?bu Anla^ina sebebiyle halel gelmcyecektir. 


(2) Äkit taraflardan herbiri, iilkesinde, diger äkit Larafm 
vatanda$ ve ^irketlerinin sermaye yatinmlanna mütedair 
olarak üzerine aldigi sair her türlü taahhüdü yerine 
getirecektir. 


M d d d e 8 

(1) Bu Anldsmaclaki "sermaye yalirimi" tabiri bütün 
aktif kiymetleri ve tahdidi olmamak üzere, bilhassa 
a^agidakileri igine ahr: 

a) Menkül ve gayri menkül mülkiyeti ve diger ayni 
haklar, 

b) ^irketlerde hissedarlik haklari ve sair :?ekilde i^lirak- 
1er, 

c) Para ve esa mükelletiyetine müteallik iktisadi bir 
degeri olan matliibat, 

d) Telif ve sinai mülkiyet haklari, teknik usuller, ticari 
unvanlar ve goodwill, 

e) Amme hukukuna istinacleii taninan ve intifa hakkini 
da kapsayan haklar. 

Servet degerlerinin yatirili§ ^eklinde väki olacak 
degi^iklik, bunlarin, verilen bir müsaade cergevesinde, 
scuiiraye yatirimi sifatma halel getirmez. 

(2) "hasilat" tabiri: Muayyen bir dönern icin bir ser- 
rnaye yatirmimdan kär veya faiz olarak ekle edilmi^ 
olan niebläglari ifade eder. 

(3) "vatanda^" tabiri: 

a) Federal Almany a Cumhuriyeti icin, Federal Almanya 
Cumhuriycti Anayasasi anlamindaki Almanlan, 

b) Türkiye Cumhuriyeti icin, Türkiye Cumhuriyeti 
Anayasasi ile Türk Valandaslik Kanunu anlamindaki 
Türkleri, 

ifade eder. 

(4) 'kirketler" tabiri: 

a) Federal Almanya Cumhuriyeti icin; $eriklerinin, his- 
sedarlarmm yahut üyelerinin mes'uliyeti mahdut ol- 
■sun veya olmasin ve faaliyeti kazanca müteveceih 
bulunsun veya bulunmasin, merkezi, Federal Almanya 
Cumhuriyeti ülkesinde olup kanunlanna göre huku- 
ken meveut her hükmi ^ahis ile hükmi ^ahsiyeti balz 
olsun olmasin her ticari wirket veya sair wirket yahut 
cemiyeti, 

b) Türkiye Cumhuriyeti icin; ^eriklerinin, hissedarlarinin 
yahut üyelerinin mes'uliyeti mahdut olsun veya ol- 
masm ve faaliyeti kazanca müteveceih bulunsun veya 
bulunmasin, merkezi Türkiye Cumhuriyeti ülkesinde 
olup kanunlanna göre hukuken meveut her hükmi 
^ahis ile hükmi ^ahsiyeti haiz olsun olmasin her 
ticari wirket veya sair wirket yahut cemiyeti, 

ifade eder. 


M a d d e 9 

Bir äkit tarafin mevzuatina göre, ülkesinde, diger äkit 
tarafin vatanda? ve ^irketlerince i5?bu Anla$manin yürür- 
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Partei in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften 
der anderen Vertragspartei in deren Hoheitsgebiet schon 
vor dem Inkrafttreten dieses Vertrages vorgenommen 
haben. 

Artikel 10 

Jede Vertragspartei gewährt die Inländerbehandlung 
im Rahmen dieses Vertrages auf Grund der Tatsache, 
daß die Inländerbehandlung in den gleichen Angelegen- 
heiten auch von der anderen Vertragspartei eingeräuint 
wird. 

Artikel 11 

(1) Im Falle von Meinungsverschiedenheiten über die 
Auslegung oder die Anwendung dieses Vertrages werden 
die Vertragsparteien zur Herbeiführung einer Lösung 
in freundschaftlichem Geist Konsultationen aiifnehmen. 

(2) Soweit eine Meinungsverschiedenheit auf diese 
Weise nicht innerhalb eines Jahres von dem Zeitpunkt an 
beigelegt werden kann, in welchem einer Vertrags- 
partei die Aufnahme der in Absatz 1 genannten Konsul- 
tationen von der anderen Vertragspartei vorgeschlagen 
worden ist, so kann sie auf Verlangen einer der Ver- 
tragsparteien einem Schiedsgericht unterbreitet werden. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, 
indem jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide 
Mitglieder sich auf einen Obmann einigen, der von den 
Regierungen der beiden Vertragsparteien zu bestellen ist. 
Die Mitglieder sind innerhalb von zwei, der Obmann 
innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem eine 
Vertragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die 
Streitigkeit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht 
eingehalten, so kann in Ermangelung einer anderen Ver- 
einbarung jede Vertragspartei den Präsidenten des Inter- 
nationalen Gerichtshofes bitten, die erforderlichen Er- 
nennungen vorzunehmen. Besitzt der Präsident die Staats- 
angehörigkeit einer der beiden Vertragsparteien oder 
ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll der 
Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt auch 
der Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer der 
beiden Vertragsparteien oder ist auch er verhindert, so 
soll das im Rang nächstfolgende Mitglied des Gerichts- 
hofes, das nicht die Staatsangehörigkeit einer der beiden 
Vertragsparteien besitzt, die Ernennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Seine Entscheidungen sind bindend. Jede Vertrags- 
partei trägt die Kosten ihres Mitgliedes sowie ihrer Ver- 
tretung in dem Verfahren vor dem Schiedsgericht; die 
Kosten des Obmanns sowie die sonstigen Kosten werden 
von den beiden Vertragsparteien zu gleichen Teilen ge- 
tragen. Das Schiedsgericht kann eine andere Kosten- 
regelung treffen. 

(6) Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein Ver- 
fahren selbst, es sei denn, daß sich die Vertragsparteien 
bis zur Errichtung des Schiedsgerichts über weitere Ver- 
fahrensregeln geeinigt haben. 

Artikel 12 

Die Bestimmungen dieses Vertrages bleiben auch für 
den Fall von Auseinandersetzungen zwischen den Ver- 
tragsparteien in Kraft, unbeschadet des Rechts zu vor- 
übergehenden Maßnahmen, die auf Grund der allge- 
meinen Regeln des Völkerrechts zulässig sind. Maßnah- 
men solcher Art werden spätestens im Zeitpunkt der 
tatsächlichen Beendigung der Auseinandersetzungen auf- 
gehoben, unabhängig davon, ob die diplomatischen Be- 
ziehungen, falls sie abgebrochen waren, wiederhergestellt 
sind. 


lüge girmesinden evvel yapilmis olan sermaye yatinm- 
lari da bu Anla^ma hükümlcrine tabi olacaktir. 


M a d d e 10 

Äkit taraflardan herbiri, bu Anla^ma cergevesi iginde 
yerli muamelesini, bu rnuamelenin ayni husiislarda diger 
äkit tarafindan da yapilniasi vakiasma istinaden yapacak- 
tir. 


M a d d e 11 

(1) i$bu Anlasmanin tefsiri ve tatbiki mevzuunda fikir 
aynliklan zuhur ettigi takdirde akit taraflar dostluk rubu 
iginde bir hal $ekli bulmak üzere istisarelere ba^layacak- 
lardir. 

(2) Bir fikir aynligi, birinci fikrada sözü gegen 
isti^arelere ba^lanilmasi äkit taraflardan birine digeri 
tarafindan teklif edildigi tarihten itibaren bir yil iginde 
tesviye edilemedigi takdirde, keyfiyet, äkitlerden birinin 
istegi üzerine, bir hakem heyetine arz edilebilir. 


(3) Hakem heyeti, äkit taraflardan herbirinin birer üye 
tayin etmesi ve bu iki üyenin de, äkit taraflann 
Hükümetlerince tayin olunmak üzere bir ba^kan üzerinde 
mutabik kalmalari suretiyle herbir hadise igin te$kil 
edilir. Üyeler; äkit taraflardan birinin, ihtiläfi bir hakem 
heyetine arz etmek istedigini diger tarafa bildirmesi 
üzerine, iki ve ba^kan da üg ay iginde tayin edilirler. 

(4) ügüncü fikrada gösterilen müddetlere riayet edil- 
memesi halinde, ba$kn türlü bir uzla^inaya varilrnazsa 
äkit taraflardan herbiri, gereken tayinleri yaprnasini 
Milletlerarasi Adalet Divani Ba^kanindan isteyebilir. 
Balkan, iki taraftan birisinin tabiiyetini haiz ise veya 
bu tayinleri yapmasina mani varsa, bunlari ikinci ba^kan 
yapar. ikinci ba^kan da iki äkit taraftan birisinin tabiiye- 
tini haiz veya onun da tayinleri yapmasina mani varsa, 
iki äkit taraftan birisinin tabiiyetinde olmayip Millet- 
lerarasi Adalet Divaninda bunlardan sonra derece iti- 
barile en kidemli üye bu tayinleri yapar. 


(5) Hakem heyeti oylarin ekseriyeti ile hükmünü verir. 
Hükümleri baglayicidir. Äkit taraflardan herbiri kendi 
üyesinin ve hakem heyeti önünde cereyan edecek mua- 
melelerde kendi temsil masraflarini deruhte eder. Ba$- 
kanin masrafi ile sair masraflar her iki äkit tarafga e§it 
olarak kar^ilanir. Hakem heyeti, masraflar igin ba§ka 
bir tesviye tarzi da tayin edebilir. 

(6) Yukarida sayilanlar di$indaki usul hükümlerini 
hakem heyeti kendisi tesbit eder; ancak hakem heyetinin 
te§kiline kadar taraflann mutabakata vardiklari usul 
hükümleri mahfuzdur. 

M a d d e 12 

I^bu Anla^raa hükümleri, äkit taraflar arasinda bir 
ihtiläf gikraasi halinde dahi, milletlerarasi hukukun 
umumi kaidelerinin cevaz verdigi gegici tedbirleri almak 
hakkina halel gelmeksizin, yürürlükte kalacaktir. Bu nevi 
tedbirler, eger kesilmi? ise, diplomatik münasebetlerin 
tekrar tesis edilip edilmedigine bakilmaksizin, en geg 
ihtiläfin fiilen sona ermesiyle kaldirilacaktir. 
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Artikel 13 

Dieser Vertrdg gilt mit Ausnahme der Bestimmungen 
der Protokollzifler 11, die sich auf die Luftfahrt beziehen, 
auch für das Land Berlin, sofern nicht die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland gegenüber der Regierung 
der Republik Türkei innerhalb von drei Monaten nach 
Inkrafttreten dieses V^ertrages eine gegenteilige Er- 
klärung abgibt. 

Artikel 14 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifi- 
kationsurkunden sollen so bald wie möglich in Bonn 
ausgetauscht werden. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden in Kraft. Er bleibt für einen 
Zeitraum von zehn Jahren in Kraft und verlängert sich 
auf unbestimmte Zeit, sofern er nicht ein Jahr vor seinem 
Ablauf von einer der beiden Vertragsparteien schriftlich 
gekündigt wird. Nach Ablauf von zehn Jahren kann der 
Vertrag jederzeit gekündigt werden, bleibt jedoch nach 
erfolgter Kündigung noch ein Jahr in Kraft. 

(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des 
Außerkrafttretens des Vertrages vorgenommen worden 
sind, gelten die Bestimmungen der Artikel 1 bis 13 noch 
für weitere fünfzehn Jahre vom Tage der Beendigung 
dieses \'''ei träges an. 


GESCMEHEN zu Ankara am 20. Juni 1962 in vier 
üiscliriften, zwei in deutscher und zwei in türkischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen \ erbindlich 
ist. 


Madde 13 

i^bu Anla^manm rner’iyete girmesinden itibaren üc 
ay icinde, Federal Almanya Cumhuriyeti Ilükümeti, 
Türkiye Cumhuriyeti Hükümetine hilafina bir beyanda 
bulunmadigi takdirde mezkür Anla^ma, Protokolün 11 
inci Maddesinin hava nakliyatina müteallik hiikümleri 
müstesna olmak üzere, Berlin Land’ina da ^ämil olacak- 
tir. 

Madde 14 

(1) Bu Anlasma tasdike tabidir. Tasdiknameler en kisa 
müddet icinde Bonn'da teati olunacaktir. 

(2) Bu Anla^ma, tasdiknamelerin teatisinden bir ay 
sonra yürürlüge girecektir. On yillik bir süre igin yürür- 
lükte kalacak ve sona ermesinden bir yil önce, iki taraf- 
tan birinin yazili olarak feshini ihbar etmemesi halinde 
gayri muayyen bir müddet icin uzatilmis olacaktir. On 
yilin geemesinden sonra Anla^manin her zaman feshi 
ihbar edilebilecek, ancak väki ihbarclan sonra daha bir 
yil yürürlükte kalacaktir. 

(3) Anlasmanin yürürlükten kalkmasi tarihine kadar 
yapilmi^ olan yatinmlar icin, 1 ilä 13 üncü maddelerin 
hükümleri bu Anla^manin fiilen sona erniesi tavihinden 
itibaren daha onbe? yd icin muteber olacaktir. 


iKiSi Almanca ve ikisi Türkee olmak ve her metin 
ayni derecede muteber bulunmak üzere 20 Haziran I9{i2 
tarihinde Ankara’da aktedilmistir. 


Für die Bundesrepublik Deutschland; 
G . von B r o i c h - O p p e r t 
Dr. Kurt Daniel 


Federal Almanya Cumhuriyeti adina 
G. von B r o i c h - O p p e r t 
Dr. Kurt Daniel 


Für die Republik Türkin: 
Teridun C. E r k i n 
Tu r gut Aytug 


Türkiye Cumhuriyeti adina 
Feridun C, E r k i n 
Turgut Aytug 
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Protokoll 

Bei der Unterzeichnung des Vertrages über die gegen- 
seitige Förderung und den gegenseitigen Schutz von 
Kapitalanlagen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Türkei haben die Unterzeichneten Be- 
vollmächtigten außerdem folgende Vereinbarungen ge- 
troffen, die als Bestandteile des Vertrages betrachtet 
werden sollen: 

1. Zu A rtik el 1 : 

a) Zu Absatz 1 Satz 1: 

Jede Vertragspartei kann in Übereinstimmung mit 
ihren Rechtsvorschriften frei darüber entscheiden, 
ob sie eine erforderliche Genehmigung erteilt. Ist 
die Genehmigung erteilt, genießt die Kapital- 
anlage den vollen Schutz dieses Vertrages. 

b) Zu Absatz 2; 

Artikel 1 Absatz 2 findet auf vor Inkrafttreten 
dieses Vertrages gewährte Rechte und Vergünsti- 
gungen keine Anwendung. Die Vertragsparteien 
werden nach Inkrafttreten dieses Vertrages ihre 
Rechtsvorschriften in Übereinstimmung mit Ar- 
tikel 1 Absatz 2 anwenden. 

2. Zu Artikel 1 Absatz 1 undArtikel 4: 

Vermögenswerte, die unter Artikel 9 des Überein- 
kommens vom 11. Mai 1959 über die Handelsschulden 
von Personen mit Sitz in der Türkei (Pariser Über- 
einkommen) fallen, genießen den Schutz dieses Ver- 
trages, wenn ihre Verwendung nach Artikel 9 des 
Pariser Übereinkommens genehmigt worden ist. Für 
den Transfer des Kapitals und der Erträgnisse in 
bezug auf diese Vermögenswerte bleiben die Transfer- 
regelungen des Pariser Übereinkommens unberührt. 
Die Beschränkungen des Transfers nach den Bestim- 
mungen des Pariser Übereinkommens greifen bei 
einer Kapitalanlage, die noch andere dein Schutz 
dieses Vertrages unterliegende Vermögenswerte um- 
faßt, nur hinsichtlich des unter die Bestimmungen 
des Pariser Übereinkommens fallenden Teils ein. 

3. Zu Artikel 2: 

a) Als Bedingungen im Sinne des Artikels 2 werden 
insbesondere angesehen: die Einschränkung des 
Bezuges von Roh- und Hilfsstoffen, Energie und 
Brennstoffen sowie Produktions- und Betriebs- 
mitteln aller Art, die Behinderung des Absatzes 
von Erzeugnissen im In- und Ausland sowie 
sonstige Maßnahmen mit ähnlicher Auswirkung. 
Maßnahmen, die von einer Vertragspartei all- 
gemein und gleichermaßen gegenüber ihren Staats- 
angehörigen und Gesellschaften und gegenüber 
Staatsangehörigen und Gesellschaften dritter Staa- 
ten angeordnet werden, sowie Maßnahmen, die aus 
Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 
der Volksgesundheit oder Sittlichkeit zu treffen 
sind, gelten nicht als Bedingungen im Sinne des 
Artikels 2. 

b) Artikel 2 berechtigt nicht zu einer anderen wirt- 
schaftlichen Betätigung als sic üblicherweise der 
wirtschaftlichen Betätigung im Zusammenhang mit 
der Kapitalanlage entspricht. Soweit eine Ge- 
nehmigung für die Kapitalanlage nach Artikel 1 
Absatz 1 erforderlich ist, kann der Umfang des 
Betätigungsgebietes für die Kapitalanlage durch 
die Zulassungsurkunde bestimmt werden. 

c) Artikel 2 findet auf die Einreise, den Aufenthalt 
und die Beschäftigung als Arbeitnehmer keine 
Anwendung. 


Protokol 

Federal Almanya Cumhuriyeti ile Türkiye Cumhunyeti 
arasmda sermaye yatirimlarinin kar^ilikli olarak himaye 
ve te^vikine mütedair bu Anlasmanin imzalanmasinda, 
imza eden yctkililer ayrica, Anlasmanin pargasi olarak 
kabul cdilmesi gereken, asagidaki hususlarda mutabik 
kalmislardir: 

1. 1 nci madde icin: 

a) 1 nci fikra 1 nci bent: 

Her äkit taraf, mevzuatma göre, gerekli müsaa- 
deyi verip vermemekte muhtardir. Müsaade veril- 
digi takdirde, yatirim, bu Anlasmanin tarn himaye- 
sine mazhar olur. 

b) 2 nci fikra igin: 

1 nci maddenin 2 nci fikrasi, bu Anlasmanin 
yürürlüge girmesinden önce saglanmis olan hak 
ve kolayliklar igin uygulaninaz. Äkit taraflar, bu 
Anlasmanin yürürlüge girmesinden sonra mevzua- 
tini 1 nci maddenin 2 nci fikrasina uygun olarak 
tatbik edcccklerdir. 

2. 1 nci madde 1 nci fikra ve 4 ncü madde 
i g i n : 

Türkiye'de Mukim $ahislarin Ticari Borglarina 
Müteallik 11 Mayis 1959 tarihli Anlasmanin (Paris 
Anlasmasi) 9 uncu maddesine göre Türkiye'de ya- 
tirim olarak kullanilmasma müsaade edilen aktif 
kiynietlcr de bu Anlasmanin himayesinden faydala- 
nir. Bu aktif kiymetlerle ilgili sermaye ve hasilatin 
transferinde Paris Anlasmasinm transfer hükümleri 
mahfuzdur. Paris Anlasmasi hükümlcrine göre trans- 
fer lahditleri, bu Anlasmanin himayesinden faydala- 
nan diger kiymetleri de ihtiva eden bir yatinmda 
yalniz Paris Anlasmasiyle ilgili kisma uygulanir. 


3. 2 nci madde igin; 

a) Bilhassa ham ve yardimci madde, enerji, yakit 
maddeleri ile her türlü istihsal ve isletme vasita- 
larinin temini tahditleri ve maniüllerin dahil ve 
harigte sürümüne mani olacak ayni tesiri haiz 
tedbirler, 2 nci maddenin ruhuna uygun s^rtlar 
olarak mütalaa edilir. Äkit taraflarin kendi va- 
tandas ve sirketleri ile ügüncü devlet vatandas 
ve sifketlerine umumi ve ayni ölgüde uygulan- 
mak üzere alacaklari tedbirler ile kamu emniyeti 
ve nizami, halk sagligi veya ahläki ile ilgili 
sebeplerden dolayi alacaklari tedbirler 2 nci 
madde manasinda sartlar olarak mütalaa edilmez. 


b) 2 nci madde, sermaye yatirimi ile ilgili müteamel 
iktisadi faaliyet dismda baska bir iktisadi faali- 
yette bulunulmasina hak bah^etmez. 1 nci mad- 
denin 1 inci fikrasina göre bir sermaye yatirimi 
igin müsaade gerekli ise bu yatirima ait faaliyet 
sahasmm gergevesi müsaade belgelerinde tayin 
olunabilir. 

c) 2 nci madde memlekete giris, ikamet ve hizmet 
erbabi olarak faaliyet hususlarina uygulanmaz. 
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4. ZuArtikGl3Absatz2: 

a) Enteignung im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 
bedeutet die Entziehung oder Beschränkung jedes 
im Sinne dieses Vertrages als Kapitalanlage gel- 
tenden Vermögens oder Vermögensrechtes durch 
hoheitliche Maßnahmen und in einem Ausmaß, 
das einer Enteignung gleichkommt. Artikel 3 Ab- 
satz 2 gilt auch für die Verstaatlichung einer 
Kapitalanlage. 

b) Eine unverzügliche Leistung im Sinne des Ar- 
tikels 3 Absatz 2 Satz 2 liegt vor, wenn sie ohne 
schuldhaftes Zögern erfolgt. 

5. Zu Artikel 4: 

a) Als Liquidation im Sinne des Artikels 4 gilt auch 
eine zwecks vollständiger oder teilweiser Aufgabe 
der Kapitalanlage erfolgende Veräußerung. 

b) Es besteht Einverständnis zwischen den Vertrags- 
parteien, daß bei der Anwendung des Artikels 4 
die Rechtsvorschriften der Vertragsparteien über 
Steuern, Abgaben und sonstige öffentliche Lasten 
sowie über die Festsetzung von Höchstpreisen 
beim Verkauf von Vermögenswerten nicht be- 
rührt werden. 

6. Zu Artikel 5: 

Die Vertragsparteien sind darüber einig, daß der 
Rechtsnachfolger im Falle einer Gewährleistung nach 
Artikel 5 die übergegangenen Ansprüche im Hoheits- 
gebiet einer Vertragspartei nur in gleicher Weise wie 
sein Rechtsvorgänger geltend machen kann. 

7. Z u A rt i k e 1 6 ; 

a) Als „unverzüglich" durchgeführt im Sinne des 
Artikels 6 Absatz 1 gilt ein Transter, der innerhalb 
einer Frist erfolgt, die normalerweise zur Be- 
achtung der Transferformalitäten erforderlich ist. 
Die Frist beginnt an dem Tage, an dem das Er- 
suchen mit den erforderlichen Unterlagen und Be- 
scheinigungen ordnungsgemäß bei der zuständigen 
Stelle eingereidit worden ist, und darf unter 
keinen Umständen zwei Monate überschreiten. 

b) Der Ausdruck „laufende Geschäfte" in Artikel 6 
Absatz 1 bezeichnet alle Kapitalbewegungen, die 
im Sinne der Bestimmungen des Artikels XIX 
Absatz i Unterabsätze 2 und 3 des Abkommens 
über den Internationalen Währungsfonds „current 
transactions" sind. 

8. Zu Artikel 7: 

Die in Artikel 7 Absatz 2 genannten Verpflichtungen 
der Vertragsparteien umfassen nur die von den zu- 
ständigen Stellen der Vertragsparteien in Ausübung 
der öffentlichen Gewalt übernommenen Verpflichtun- 
gen. 

9. ZuArtikelS: 

a) Zu Absatz 1: 

aa) Die Vertragsparteien sind darüber einig, daß 
die Erträgnisse als eine Mehrung der Ver- 
mögenswerte zu betrachten sind und deshalb 
als Teil der Kapitalanlage den gleichen Schutz 
wie diese genießen. 

bb) Den Vertragsparteien steht es frei, hinsichtlich 
der Vermögenswerte, die vor Inkrafttreten 
dieses Vertrages in das Hoheitsgebiet einer 
Vertragspartei eingeführt oder im Hoheits- 
gebiet der Vertragspartei erworben worden 
sind, bei der Zulassung einer Kapitalanlage 
nach Artikel 1 Absatz 1 zu entscheiden, ob 
diese Vermögenswerte in die neue Kapital- 
anlage einbezogen werden können. 

cc) Die zuständigen Stellen der Vertragsparteien 
sind berechtigt, durch von ihnen bestellte 


4. 3 üncü maddenin 2 nci fikrasi igin: 

a) Bu Anla^maya göre sermaye yatirimi kabul edilen 
mamelekin veya mamelek haklarinin kamu ted- 
birleriyle istimläke e^it ölgüde nez'i veya tahdi- 
di, 3 üncü maddenin 2 nci fikrasi manasinda 
istimläki ifade eder 3 üncü maddenin 2 nci 
fikrasi, bir sermaye yatinmmin devletle^tirilmesi 
halinde de caridir. 

b) 3 üncü maddenin 2 nci fikrasindaki eda, kusurlu 
bir geeikme olmaksizin yapilmi'? oldugu takdirde 
geeikmeden yapilmi^ sayilir. 

5. 4 üncü madde igin: 

a) Bir yatirimin tamamen veya kismen sona erdiril- 
mesi gayesile elden gikarilmasi da 4 üncü madde 
manasinda tasfiye sayilir, 

b) 4 üncü maddenin uygulanmasinda, äkit tarafla- 
riu; vergi, resim ve diger amme mükellefiyetleri 
ile aktif kiymetlerin sati^inda azami fiatlarm tes- 
biti hususundaki mevzuatm mahfuz oldugu hak- 
kmda akit taraflar arasinda mutabakat meveuttur. 


6. 5 inci madde ig in : 

Äkit taraflar; 5 inci maddeye göre bir rücu halinde, 
halefin intikal eden talep haklanni äkit tarafin ülke- 
sinde anenk selefi gibi ayni §ekilde kullanabilecegi 
hususunda mutabiktirlar. 

7. 6 nci madde igin: 

a) 6 nci maddenin 1 nci fikrasi manasinda bir trans- 
fer, normal transfer muameleleri igin nazara alinan 
süre iginde yapildigi takdirde geeikmeden yapil- 
mi$ sayilir. Süre, gerekli vesikalar ve ^ahadet- 
namelerle, usulüne uygun olarak yetkili maka- 
ma müracaat edildigi gün ba^lar ve higbir suretle 
iki ayi a$amaz. 


b) 6 nci maddenin 1 nci fikrasindaki "cari muame- 
leler" deyimi, Milletlerarasi Para Fonu Anla?- 
masTnin 19 uncu inaddesi (1) fikrasinin (2) ve (3) 
üncü bentleri hükümlerine göre "current trans- 
acLion" olan bütün sermaye hareketlerini ifade 
eder. 

8. 7 nci madde igin: 

Äkit taraflarin, 7 nci maddenin 2 nci fikrasinda zikre- 
dilen taahhütleri yalniz taraflarin yetkili makam- 
larinin kamu tasarrufu olarak giri^tikleri taahhüt- 
lerdir. 

9. 8 nci madde igin: 
a) 1 inci fikra igin: 

aa) Äkit taraflar, hasilatm bir aktif kiymet ar- 
ti^i olarak mütalaa edildigi ve bu sebeple 
yatirimm bir pargasi olarak ayni himayeye 
mazhar olacagi hususunda mutabiktirlar. 

bb) Äkit taraflar, bir akit tarafin ülkesine bu 
Anla^manm mer'iyete girinesinden önce ithal 
edilini^ veya o ülkede iktisap edilmi§ olan 
aktif kiymetlerin 1 nci maddenin 1 nci fikra- 
sina göre bir sermaye yatinniina müsaadede 
yeni sermaye yatirimina girip girmiyecegine 
karar vermekte muhtardirlar. 


cc) Äkit taraflarin yetkili makamlari tayin 
edecekleri eksperler vasitasiyle, bir sermaye 
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Sachverständige nachprüfen zu lassen, ob die 
in einer Kapitalanlage angelegten Vermögens- 
werte den in der Zulassungsurkunde erwähn- 
ten Vermögenswerten hinsichtlich der Art und 
hinsichtlich des Wertes entsprechen. 

b) ZuAbsatz2: 

Gewinnanteile und Zinsen im Sinne des Artikels 8 
Absatz 2 sind die auf die Kapitalanlage anteilig 
entfallenden Nettobeträge. 

c) ZuAbsalz4; 

Unter die Bestimmung des Artikels 8 Absatz 4 
fallen auch alle wirtschaftlichen Unternehmen der 
öffentlichen Hand. 

10. Z u A r t i k e 1 9 : 

a) Der Ausdruck „Rechtsvorschriften" in Artikel 9 
umfaßt in bezug auf die Republik Türkei das 
Gesetz zur Förderung ausländischen Kapitals 
Nr. 6224 und das Erdölgesetz Nr. 6326 einschließlich 
der Anderungs- und Ergänzungsgesetze. 

b) Die Vertragsparteien sind darüber einig, daß die 
Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland 
aus dem Abkommen vom 27. Februar 1953 über 
deutsche Auslandsschulden durch diesen Vertrag 
nicht berührt werden. 

11. Jede Vertragspartei wird Maßnahmen unterlassen, 
die entgegen den Grundsätzen des freien Wett- 
bewerbs die Beteiligung der Seeschiffahrt oder Luft- 
fahrt der anderen Vertragspartei an der Beförderung 
von Gütern, die zur Kapitalanlage im Sinne dieses 
Vertrages bestimmt sind, oder von Personen, wenn 
die Beförderung im Zusammenhang mit einer solchen 
Kapitalanlage durchgeführt wird, ausschalten oder 
behindern. 

12. Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststellung der 
Staatsangehörigkeit gilt als Staatsangehöriger einer 
Vertragspartei jede Person, die einen von den zu- 
ständigen Behörden der betreffenden Vertragspartei 
ausgestellten nationalen Reisepaß besitzt. 


GESCHEHEN zu Ankara am 20. Juni 1962 in vier Ur- 
schriften, zw^ei in deutscher und zwei in türkischer 
Sprache, w^obei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist. 

Für die Bimdesrc^publik Deutschland: 

G. von Broich - Oppert 
Dr. Kurt Daniel 

Für die Republik Türkei; 

Feridun C. Erk in 
Turgut A y t u g 


yatirimi igindeki aktif kiymetlerin müsaacle 
belgesindeki kiymetlere eins ve deger baki- 
mindan uygun olup olmadigini tetkik etmek 
yetkisine sahiptirler. 

b) 2 nci fikra icin: 

8 nci maddenin 2 nci fikrasmda zikredilen ma- 
nada kär hissesi ve faiz, bir sermaye yatinmina 
isabet eden net mebläglari ifade eder. 

c) 4üncü fikra igin: 

8 nci maddenin 4 üncü fikrasi hükmüne bütün 
kamu iktisadi te^ebbüsleri de dahildir. 

10. 9 uncu madde igin: 

a) 9 uncu maddede zikredilen mevzuat deyimi; 
Türkiye Cumhuriyeti bakimmdan, 6224 sayili 
Yabanci Sermayeyi Te^vik ve 6326 sayili Petrol 
Kanunlari ile bunlarin ek ve tadillerini ifade eder. 

b) Äkit taraflar, Federal Almanya Cumhuriyetinin 
Alman di^ borglarina mütedair 27 $ubat 1953 
tarihli Anla^ma hükümlerinden dogan taahhütle- 
rinin bu Anla^ma ile mahfuz oldugu hususunda 
mutabiktirlar. 

11. Akit taraflardan herbiri, bu Anlasma manasinda, 
yatinma muhassas mallarin veya bu yatinmla ilgili 
olarak, ^ahislarin nakliyatinda diger äkit tarafin 
deniz ve hava nakliyatina istirakini imkänsiz kilacak 
veya mani olacak serbest rekabet esaslarina aykiri 
tedbirler almaktan iintina edecektir. 


12. Vatanda$ligm tesbiti hususunda diger usuller mahfuz 
olmak üzere, ilgili äkit tarafin yetkili bir makami 
tarafindan verilmi^ milU pasaporta sahip her ^ahis 
o äkit tarafin vatanda^i olarak kabul edilir. 


iKlSl Almanca ve ikisi Türkee olmak ve her metin 
ayni derecede muteber bulunmak üzere 20 Flaziran 1962 
tarihiiide Ankara'da akdedilini^tir. 

Federal Almanya Cumhuriyeti adina 
G. von Broich-Oppert 
Dr. Kurt Daniel 

Türkiye Cumhuriyeti adina 
Feridun C. Erk in 
Turgut Aytug 
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Drucksache IV/ 35 16 


Briefwechsel 


1 . 


Der Vorsitzende 
der Türkischen Delegation 

Ankara, den 20. Juni 1962 


Herr Vorsitzender, 

Ich beehre mich, unter Bezugnahme auf den heute Unter- 
zeichneten Vertrag zwischen der Republik Türkei und der 
Bundesrepublik Deutschland über die gegenseitige Förde- 
rung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen, 
denen unsere Regierungen eine besondere Bedeutung für 
die Entwicklung der Wirtschaft der Türkei beiinessen, 
folgende Wünsche meiner Regierung zur wohlwollenden 
Prüfung Ihrer Regierung zu unterbreiten: 

1. Die türkische Regierung würde es begrüßen, wenn die 
Bundesregierung Kapitalanlagen deutscher Investoren 
durch Gewährung von Garantien wohlwollend fördern 
und diesen Kapitalanlagen jede ihr mögliche Unter- 
stützung und Erleichterung gewähren würde. 

2. Die türkische Regierung bittet die Bundesregierung, in 
Erwägung zu ziehen, zur Förderung von Kapitalanlagen 
in der Türkei ihre technische Hilfe zu erweitern und 
die türkischen Bemühungen um Heranziehung deut- 
scher Kapitalanlagen zu unterstützen. 

Ich wäre dankbar, wenn Sie mir bestätigen würden, daß 
Ihre Regierung die Wünsche meiner Regierung wohlwol- 
lend prüfen wird. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Turgut A y t u g 


An 

den Vorsitzenden der 
Deutschen Delegation 
Herrn Dr. Kurt Daniel 
Ankara 


Sayin Balkan, 

Hükümetlerimizin Türkiye’nin iktisadi kalkinmasi igin 
hususi bir önem atfettikleri yatirimlaim kar^ilikli olarak 
te^vik ve himayesine müteallik Türkiye Cumhuriyeti ile 
Federal Almanya Cumhuriyeti arasinda bugün inizalanan 
Anlas^ma ile ilgili olarak Hukümetimin a^agidaki istekle- 
rini Hukümetiiiizin hayirhahlikla tetkikine arzetmekle 
§eref duymaktayim: 

1. Federal Hükümet Alman sermayedarlarina ait Tür- 
kiye'de yapilacak yatirinilari garantiler saglanmasi 
yolu ile hayirhahlikla te^vik ettigi ve bu yatirimlara 
mümkün olan her yardim ve kolayhgi gösterdigi 
takdirde, Türkiye Hükümeti memnun olacaktir. 

2. Türkiye Cumhuriyeti Hükümeti Federal Almanya 
Cumhuriyeti Hükümetinden, Türkiye'deki yatirimlarin 
te^viki igin teknik yardimini arttirmayi incelemesini 
ve Alman sermayesinin celbedilmesi icin yapilacak 
gayretleri desteklemesini, rica etmektedir. 


Hükümetinizin, Hükümetimin isteklerini hayirhahlikla 
tetkik edeeegini teyid etmenizi istirliam ederim. 

Türk Heyeti Ba^kani 
Turgut A y t u g 


Dr. Kurt Daniel 
Alman Heyeti Ba^kani 


Ankara 
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2 . 


Der Vorsitzende 
der Deutschen Delegation 


Ankara, den 20. Juni 1962 


Herr Vorsitzender, 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens vom 
20. Juni 1962 zu bestätigen, das folgenden Wortlaut hat: 

„Ich beehre mich, unter Bezugnahme auf den heute 
Unterzeichneten Vertrag zwischen der Republik Türkei 
und der Bundesrepublik Deutschland über die gegen- 
seitige Förderung und den gegenseitigen Schutz von 
Kapitalanlagen, denen unsere Regierungen eine beson- 
dere Bedeutung für die Entwicklung der Wirtschaft der 
Türkei beimessen, folgende Wünsche meiner Regierung 
zur wohlwollenden Prüfung Ihrer Regierung zu unter- 
breiten; 

1. Die türkische Regierung würde es begrüßen, wenn 
die Bundesregierung Kapitalanlagen deutscher Inve- 
storen durch Gewährung von Garantien wohlwollend 
fördern und diesen Kapitalanlagen jede ihr mögliche 
Unterstützung und Erleichterung gewähren würde. 

2. Die türkische Regierung bittet die Bundesregierung, 
in Erwägung zu ziehen, zur Förderung von Kapital- 
anlagen in der Türkei ihre technische Hilfe zu erwei- 
tern und die türkischen Bemühungen um Heranzie- 
hung deutscher Kapitalanlagen zu unterstützen. 

Ich wäre dankbar, wenn Sie mir bestätigen wTirden, 
daß Ihre Regierung die Wünsche meiner Regierung 
wohlwollend prüfen wird." 

Ich bestätige, daß meine Regierung die Wünsche Ihrer 
Regierung wohhvollend prüfen wird. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Dr. Kurt Daniel 


An 

den Vorsitzenden der 
Türkischen Delegation 
Herrn Turgut Aytug 
Ankara 


Sayin Baskan, 

A^agiciaki metni ihtiva eden 20 Haziran 1962 tarihli 
mektubunuzu aldigimi teyid etmekle $eref duymaktayim: 

'Tlükümetlerimizin Türkiye'nin iktisadi kalkmmasi 
icin hususi bir önem atfettikleri yatirimlarm kar^ilikli 
olarak te^vik ve himayesine müteallik Türkiye Cumhu- 
riyeti ile Federal Almanya Cumhuriyeti arasinda 
bugün imzalanan Anla^ma ile ilgili olarak Hüküme- 
timin a^agidaki isteklerini Hükümetinizin hayirhahlikla 
tetkikine arzetmekle $eref duymaktayim: 


1. Federal Hükümet Alman sermayedarlarma ait 
Tiirkiye'de yapilacak yatinmlan garantiler sag- 
lanniasi yolu ile hayirhahlikla tesvik ettigi ve bu 
yatinmlara mümkün olan her yardim ve kolayligi 
gösterdigi takdirde, Türkiye Hükümeti memnun 
olacaktir. 

2. lürkiye Cumhuriyeti Hükümeti Federal Almanya 
Cumhuriyeti Hükümetinden, Türkiye'deki ya- 
tininlarin te^viki igin teknik yardimini arttir- 
mayi incelemesini ve Alman sermayesinin celbe- 
dilmesi icin yapilacak gayretleri destekleinesini, 
rica etmektedir. 

Hükümetinizin, Hükümetimin isteklerini hayirhahlik- 
la tetkik edeeegmi teyid etmenizi istirham ederim.” 


Hükümetimin, Hükümetinizin isteklerini hayirhahlikla 
inceleyecegini teyid ederim. 


Alman Heyeti Ba^kani 
Dr. Kurt Daniel 


Turgut Aytug 
Türk Heyeti Ba^kani 

Ankara 
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3. 


Der Vorsitzende 
der Deutschen Delegntion 


Ankara, den 20. Juni 1962 


Herr Vorsitzender, 

Im Verlauf unserer Verhandlungen über den Abschluß 
eines Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Türkei über die gegenseitige Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen haben 
Sie auf die große Bedeutung hingewiesen, die der Frem- 
denverkehr für die wirtschaftliche Entwicklung der Türkei 
hat. Ich stimme mit Ihnen in dieser Flinsicht völlig über- 
ein und bin bereit, meiner Regierung die nachstehenden, 
von Ihnen vorgetragenen Wünsche vorzulegen: 

1. Entsendung von Sachverständigen nach der Türkei, um 
die Voraussetzungen für den Aufbau und die Organi- 
sation des Fremdenverkehrs in der Türkei zu unter- 
suchen, Vorschläge für seine Durchführung zu machen 
und die Möglichkeiten für die Heranbildung des tech- 
nischen Personals zu ermitteln; 

2. Einrichtung von Fremdenverkehrsbüros sowie Erfor- 
schung von Mitteln und Wegen zur Errichtung von 
Fremdenverkehrseinrichtungen aller Art, wobei beson- 
ders an die Erschließung des Gebiets von Antalya 
gedacht wird; 

3. Unterstützung bei der Ausführung der aut den Ausbau 
des Fremdenverkehrs gerichteten Pläne und bei der 
Heranziehung des Privatkapitals auf diesem Gebiet 
sowie Gewährung jeder notwendigen Erleichterung zu 
diesem Zweck. 

Ich werde meiner Regierung diese Vorschläge zur An- 
nahme im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten emp- 
fehlen. 

Ich wäre dankbar, wenn Sie mir das Einverständnis 
Ihrer Regierung mit dem Vorstehenden bestätigen würden. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Dr. Kurt Daniel 


An 

den Vorsitzenden der 
Türkischen Delegation 
Herrn Turgut Aytug 
Ank ar a 


Saym Balkan, 

Türkiye Cuinhuriyeti ile Federal Almanya Cumhuriyeti 
arasjnda sermaye yatinmlannin kar$ilikh olarak te^viki 
ve korunnrasi hakkinda bir Anla^ma akdine müncer olan 
müzakereler sirasmda, Türkiye'nin ekonomik geli^mesi 
icin turizmin haiz oldugu büyük öneme i^aret ettiniz. 
Bu hususta sizinle tamamen mutabik ve tarafmizdan izhar 
edilmi$ olan a^agidaki istekleri Hükümotime arzetmeye 
amado bulunmaktayim: 

1. Türkiye’de turizmin kurulmasi ve te^kilätlandirilmasi 
§artlarini incclemek, bunun tatbikati icin teklifler 
yapinak ve Teknik Personelin yeti$tirilmesi imkan- 
larim ara^tirmak üzere Türkiye'ye uzmanlar gönderil- 
mesi; 

2. Turizm Bürolannm kurulmasi ve her türlü teknik 
tesislerin vücude getirilmesi imkän ve yollarmin ara$- 
tirilmasi, bu hususta hassaten Antalya Bölgesinin 
geli$tirilmesinin gözönünde tutulmasi; 

3. Turizmin inki^äfina müteallik plänlarin uygulan- 
masina ve bu alanda hususi sermayenin i^tirakine 
yardim edilmesi ve bu gayc icin gereken her türlü 
kolayligin gösterilmesi; 

Bu tekliflerin mevcut imkänlar cercevesinde kabuliinü 
Hükümetime tavsiye edecegim. 

Yukaridaki hususlarda Hükümetinizin mutabakatini 
bana teyid ettiginiz takdirde minnettar olacagim. 


Alman Heyeti Ba^kani 
Dr. Kurt Daniel 


Turgut Aytug 
Türk Heyeti Ba^kani 

Ankara 
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4 . 


Der Vorsitzende 
der Türkischen Delegation 

Ankara, den 20. Juni 1962 


Herr Vorsitzender, 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens vom 
20. Juni 1962 zu bestätigen, das folgenden Wortlaut hat: 

„Im Verlauf unserer Verhandlungen über den Ab- 
schluß eines Vertrages zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Türkei über die gegen- 
seitige Förderung und den gegenseitigen Schutz von 
Kapitalanlagen haben Sie auf die große Bedeutung hin- 
gewiesen, die der Fremdenverkehr für die wirtschaft- 
liche Entwicklung der Türkei hat. Ich stimme mit Ihnen 
in dieser Hinsicht völlig überein und bin bereit, meiner 
Regierung die nachstehenden, von Ihnen vorgetragenen 
Wünsche vorzulegen: 

1. Entsendung von Sachverständigen nach der Türkei, 
um die Voraussetzungen für den Aufbau und die 
Organisation des Fremdenverkehrs in der Türkei zu 
untersuchen, Vorschläge für seine Durchführung zu 
machen und die Möglichkeiten für die Heranbildung 
des technischen Personals zu ermitteln; 

2. Einrichtung von Fremdenverkehrsbüros sowie Erfor- 
schung von Mitteln und Wegen zur Errichtung von 
Fremdenverkehrseinrichtungen aller Art, wobei 
besonders an die Erschließung des Gebiets von An- 
talya gedacht wird; 

3. Unterstützung bei der Ausführung der auf den Aus- 
bau des Fremdenverkehrs gerichteten Pläne und bei 
der Heranziehung des Privatkapitals auf diesem 
Gebiet sowie Gewährung jeder notwendigen Erleich- 
terung zu diesem Zweck. 

Ich werde meiner Regierung diese Vorschläge zur 
Annahme im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten 
empfehlen. 

Ich wäre dankbar, wenn Sie mir das Einverständnis 
Ihrer Regierung mit dem Vorstehenden bestätigen 
würden." 

Ich bestätige das Einverständnis meiner Regierung mit 
dem Vorstehenden. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Turgut Aytu( 


An 

den Vorsitzenden der 
Deutschen Delegation 
Herrn Dr, Kurt Daniel 
A n k a r a 


Sayin Ba?kan, 

A^agidaki metni ihtiva eden 20 Haziran 1962 tarihli 
mektubunuzu aldigimi teyid etmekle seref duymaktayim: 

"Türkiye Cumhuriyeti ile Federal Almanya Cumhuri- 
yeti arasinda sermaye yatirimlarinin kar^ilikli olarak 
te^viki ve korunmasi hakkinda bir Anla^ina akdine 
müncer olan müzakereler sirasinda, Türkiye'nin ekono- 
mik gelismesi icin turizmin haiz oldugu büyük öneme 
i^aret ettiniz, Bu hususta sizinle tainamen mutabik ve 
tarafinizdan izhar edilmi? olan a^agidaki istekleri Hü- 
kümetime arzetmeye amade bulunmaktayim: 


1. Türkiye'de turizmin kurulmasi ve te^kilätlandinl- 
masi $artlarini incelemek, bunun tatbikati igin tek- 
lifler yapinak ve Teknik Personelin yetiJ?tirilmesi im- 
känlanni ara^tirniak üzere Türkiye’ye uzmanlar gön- 
derilmesi; 

2. Turizm Bürolarinin kurulmasi ve her türlü teknik 
tesislerin vücude getirilmesi imkan ve yollanmn 
arastirilmasi, bu hususta hassaten Antalya Bölgesi- 
nin geli^tirilmesinin gözönünde tutulmasi; 

3. Turizmin inki$äfina müteallik plänlarin uygulanma- 
sina ve bu alanda hususi sermayenin i^tiräkine yar- 
dim edilmesi ve bu gaye igin gereken her türlü 
kolayligin gösterilmesi; 

Bu tekliflerin mevcut imkänlar gergevesinde kabu- 
lünü Hükümetime tavsiye edecegiin. 

Yukandaki hususlarda Hükümetinizin miitabaktini 
bana teyid ettiginiz takdirde ininnettar olacagim." 


Hükümetimin, Hükümetinizin isteklerini hayirhahlikla 
inceleyecegini teyid ederim. 

Türk Heyeti Ba^kani 
Turgut A y t u g 


Dr. Kurt Daniel 
Alman Heyeti Ba^kani 

Ankara 
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Drucksache IV/3516 


5. 


Der Vorsitzende 
der Deutschen Delegation 

Ankara, den 20. Juni 1962 


Herr Vorsitzender, 

Ich beehre mich, im Zusammenhang mit dein heute 
Unterzeichneten Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Türkei über die gegen- 
seitige Förderung und den gegenseitigen Schutz von 
Kapitalanlagen, dem unsere Regierungen eine besondere 
Bedeutung für den wirtschaftlichen Aufbau der Türkei 
beimessen, Ihnen nachfolgende Wünsche meiner Regie- 
rung zu unterbreiten: 

Ich bitte, mir zu bestätigen, daß die türkische Regie- 
rung deutschen Fachkräften, die im Zusammenhang mit 
der Durchführung dieses Vertrages ihre Kraftfahrzeuge 
und ihr Umzugsgut nach der Türkei verbringen, alle Er- 
leichterungen im Rahmen der türkischen gesetzlichen 
Bestimmungen gewähren wird. 

Ich wäre dankbar, wenn Sie mir bestätigen würden, daß 
Ihre Regierung die Wünsche meiner Regierung wohlwol- 
lend prüfen wird. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Dr. Kurt Daniel 


An 

den Vorsitzenden der 
Türkischen Delegation 
Herrn Turgut Aytug 
Ankara 


Sayin Balkan, 

Hükümetlerimizin Türkiye'nin iktisadi kalkmmasi iein 
hususi bir önem atfettikleri yatrnmlann karijulikli olarak 
te^vik ve himayesine müteallik Türkiye Cumhuriyeti ile 
Federal Almanya Cumhuriyeti arasinda bugün imzalanan 
Anla^ma ile ilgili olarak Hükümetimin a^agidaki istek- 
lerini Hükümetinizin hayirhahlikla tetkikine arzetmekle 
^eref duymaktayim, 

i^bu Anla^manin tatbikatindan olmak üzere, Türkiye'ye 
gelecek Alman uzmanlarmin beraberlerinde getirecekleri 
otomobillerle ev e^yalarinin Türk mevzuatinin müsaadesi 
nisbetinde memleketc girmesi hususunda Türk Hükümeti- 
nin gerekli her türlü kolayligi göstereeegini teyid 
buyurmanizi bilhassa rica ederim. 


Hükümetinizin, Hükümetimin isteklcrini hayirhahlikla 
tetkik edeeegini teyid etmenizi istirham ederim. 

Alman Heyeti Ba^kani 
Dr. Kurt Daniel 


Turgut Aytug 
Türk Fleyeti Ba^kani 

Ankara 
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6 . 


Der Vorsitzende 
der Türkisdien Delegation 


Ankara, den 20. Juni 1962 


Herr Vorsitzender, 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens vom 
20. Juni 1962 zu bestätigen, das folgenden Wortlaut hat: 

„Ich beehre mich, im Zusammenhang mit dem heute 
Unterzeichneten Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Türkei über die gegen- 
seitige Förderung und den gegenseitigen Schutz von 
Kapitalanlagen, dem unsere Regierungen eine beson- 
dere Bedeutung für den wirtschaftlichen Aufbau der 
Türkei beimessen, Ihnen nachfolgende Wünsche meiner 
Regierung zu unterbreiten. 

Ich bitte, mir zu bestätigen, daß die türkische Regie- 
rung deutschen Fachkräften, die im Zusammenhang mit 
der Durchführung dieses Vertrages ihre Kraftfahrzeuge 
und ihr Umzugsgut nach der Türkei verbringen, alle 
Erleichterungen im Rahmen der türkischen gesetzlichen 
Bestimmungen gewähren wird 

Ich wäre dankbar, wenn Sie mir bestätigen würden 
daß Ihre Regierung die Wünsche meiner Regierung 
wohlwollend prüfen wird." 

Ich bestätige, daß meine Regierung die Wünsche Ihrer 
Regierung wohlwollend prüfen wird. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck 
meiner ausgezeidineten Hochachtung. 

Turgut A y tug 


An 

den Vorsitzenden der 
Deutschen Delegation 
Herrn Dr. Kurt Daniel 
Ankara 


Saym Ba§kan, 

A$agidaki metni ihtiva eden 20 Haziran 1962 tarihli 
mektubunuzu aldigimi teyid etmekle $eref duymaktayim: 

"Hükümetlerimizin Türkiye'mn iktisadi kalkmmasi 
icin hususi bir önem atfettikleri yatirimlann kar^ilikli 
olarak te^vik ve himayesine müteallik Türkiye Cum- 
huriyeti ile Federal Almanya Cumhuriyeti arasinda bu- 
gün imzalanan Anla$ina ile ilgili olarak Hükümetimin 
a^agidaki isteklerini Hükümetinizin hayirhahlikla tet- 
kikine arzetmekle ^eref duymaktayim: 

ißbu Anla^manin tatbikatmdan olmak üzere, Tür- 
kiye'ye gelecek Alman uzmanlannm beraberlerinde 
getireceklen otomobillerle ev e^yalannm Türk mev- 
zuatimn müsaadesi nisbetinde memlekete girmesi husu- 
sunda Türk Hükümetinin gerekli her türlü kolayligi 
göstcrccegini teyid buyurmanizi bilhassa rica ederim. 

Hükümetinizin, Hükümetimin isteklerini hayirhahlik- 
la tetkik edeeegini teyid etmenizi istirham ederim." 


Hükümetimin, Hükümetinizin isteklerini hayirhahlikla 
inceleyecegini teyid ederim. 

Türk Heyeti Ba^kani 
Turgut A y t u g 


Dr. Kurt Daniel 
Alman Heyeti Ba^kani 

Ankara 
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Der Vorsitzende 
der Türkischen Delegation 

Ankara, den 20. Juni 1962 


Herr Vorsitzender, 

Ich bitte Sie, mir das Einverständnis Ihrer Regierung 
zu bestätigen, daß die auf Grund des Artikels 1 des zwi- 
schen einer deutschen und einer türkischen Delegation 
Unterzeichneten Protokolls vom 3. November 1960 geführ- 
ten und aus verschiedenen technischen Gründen unter- 
brochenen Verhandlungen mit dem Ziel der Behandlung 
der offen gebliebenen finanziellen und wirtschaftlichen 
Probleme baldinöglich wieder aufgenommen werden. 


Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Turgut Aytug 


Türk Heyeti Baskani 

Ankara, 20 Haziran 1962 


Bay Balkan, 

Türkiye Cumhuriyeti Hükümeti Delegasyonu ile Fede- 
ral Almanya Cumhuriyeti Hükümeti Delegasyonunun, iki 
memleket arasinda askida kalmi? mali ve ticari mesele- 
lere dair, yaptiklari müzakereler sonunda imzalanan 
3 Kasim 1960 tarihli Protokol’un birinci maddesine atfen, 
bahis konusu meseleleri bir hal $ekline baglamak üzere, 
bazi teknik sebepler yüzündcn kesilmi? olan müzakere- 
lerin mümkün oldugu süratle ba$lamasi hususunda Hükü- 
metinizin mutabakatmi bana teyid eylemenizi rica ederim, 
Bay Balkan. 

Hürmetlerirni kabul buyurmanizi rica ederim, Bay 
Balkan. 

Türk Heyeti Ba^kani 
Turgut Aytug 


An 

den Vorsitzenden der 
Deutschen Delegation 
Herrn Dr. Kurt Daniel 
Ankara 
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Der Vorsitzende 
der Deutschen Delegation 

Ankara, den 20. Juni 1962 


Herr Vorsitzender, 

Ich bestätige hiermit das Einverständnis meiner Regie- 
rung zu Ihrem nachstehend wiedergegebenen Schreiben 
vom 20. Juni 1962: 

„Ich bitte Sie, mir das Einverständnis Ihrer Regierung 
zu bestätigen, daß die auf Grund des Artikels 1 des 
zwischen einer deutschen und einer türkischen Delega- 
tion Unterzeichneten Protokolls vom 3. November 1960 
geführten und aus verschiedenen technischen Gründen 
unterbrochenen Verhandlungen mit dem Ziel der Be- 
handlung der offen gebliebenen finanziellen und wirt- 
schaftlichen Probleme baldmöglich wieder aufgenom- 
men werden." 


Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, drn Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Dr. Kurt Daniel 


Alman Heyeti Baskani 

Ankara, 20 Haziran 1962 


Bay Baskan, 

A^agida kayitli 20 Haziran 1962 tarihli mektubunuz 
hakkinda Hükümetiniin mutabakatini bildirmekle ^eref 
duyarim: 

"Türkiye Cumhuriyeti Hükümeti Delegasyonu ile 
Federal Almanya Cumhuriyeti Hükümeti Delegasyonu- 
nun, iki memleket arasinda askida kalmi^ mali ve 
ticari meselelere dair, yaptiklan müzakereler sonunda 
imzalanan 3 Kasim 1960 tarihli Protokol'un birinci 
maddesine atfen, bahis konusu meseleleri bir hal 
$ekline baglamak üzere, bazi teknik sebepler yüzünden 
kesilmi^ olan müzakerelerin mümkün oldugu süratle 
ba^lamasi hususunda Hükümetinizin mutabakatini 
bana teyid eylemenizi rica ederim, Bay Balkan. 

Hürmetlerimi kabul buyuimanizi rica ederim, Bay 
Balkan." 

Hürmetieriini kabul buyurmanizi rica ederim, Bay Bal- 
kan, 

Alman Heyeti Ba^kani 
Dr. Kurt Daniel 


An 

den Vürsilzonden der 
Türkischen Delegation 
Herrn Turgut Aytug 
Ankara 
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Notenwechsel 


1 . 


Der Botschafter 

der Bundesrepublik Deutschland 

Ankara, den 3. Juli 1964 

Exzellenz, 

ich beehre mich, auf die Besprechungen im türkischen 
Außenministerium Bezug zu nehmen, in denen festgesiellt 
wurde, daß zwischen dem deutschen und dem türkischen 
Wortlaut des am 20. Juni 1962 in Ankara Unterzeichneten 
Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Türkei über die gegenseitige Förderung und 
den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen gewisse 
Abweichungen bestehen. 

Zwecks Vermeidung von Schwierigkeiten, die sich aus 
einer unterschiedlichen Auslegung des Vertrages ergeben 
könnten, beehre ich mich, im Namen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland folgende Auslegung der Ver- 
tragstexte vorzuschlagen: 

1. In Artikel 3 Absatz 3 Satz 1 wird durch die Formulie- 
rung im türkischen Text „hinsichtlich aller Zahlungen 
von Entschädigungen" an Stelle der deutschen Fas- 
sung „hinsichtlich aller Entschädigungen" eine Ent- 
schädigung in Sachwerten nicht ausgeschlossen. 

2. ln Artikel 6 Absatz 1 erste Zeile sind unter den „Ver- 
tragsparteien" des türkischen Textes entsprechend der 
deutschen Fassung die „Beteiligten" zu verstehen, das 
heißt also nicht die Bundesrepublik Deutschland und 
die Republik Türkei, sondern die natürlichen Personen 
oder die Gesellschaften einer Vertragspartei, die an 
einer abweichenden Regelung beteiligt sind. 

3. In Artikel 8 hat der Ausdruck „Vermögenswerte" in 
Absatz 1 Satz 1 dieselbe Bedeutung wie in Absatz 1 
Satz 2 ungeachtet der verschiedenen hierfür in der tür- 
kischen Fassung verwendeten Ausdrücke. 

4. In Absatz 2 des Protokolls ist unter dem Ausdruck 
„genehmigt" die in Artikel 9 Absatz a) des Überein- 
kommens über die Handelsschulden von Personen mit 
Sitz in der Türkei vom 11. Mai 1959 (Pariser Überein- 
kommen) vorgesehene Ermächtigung der türkischen 
Behörden zu verstehen. 

5. In Absatz 7 a) des Protokolls ist als die nach der tür- 
kischen Fassung zur Beachtung der Transferformalitä- 
ten vorgesehene Frist die hierfür erforderliche Frist 
anzusehen. 

Falls sich die Regierung der Republik Türkei mit den 
in den Nummern 1 — 5 enthaltenen Auslegungsvorschlä- 
gen einverstanden erklärt, beehre ich mich weiter vor- 
zuschlagen, daß diese Note und die entsprechende Ant- 
wortnote Eurer Exzellenz eine Regierungsvereinbarung 
über die verbindliche Auslegung des genannten Vertrages 
darstellen. 

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck meiner aus- 
gezeichnetsten Hochachtung 

Dr. Gebhardt von Walther 

Seiner Exzellenz 

dem Außenminister der Republik Türkei 
Herrn Feridun Cemal E r k i n 

Ankara 


Der Botschafter 

der Bundesrepublik Deutschland 

Ankara, 3 Temmuz 1964 

Ekseläns, 

Federal Almanya Cumhuriyeti ile Türkiye Cumhuriyeti 
arasmda 20 Haziran 1962 tarihinde Ankara'da imzalanan 
Sermaye Yatirimlannin Kar^ilikli Olarak Te^vik ve 
Himäyesine Mütedair Anla$inanin almanca ve Türkge 
metinleri arasmda bäzi farklar bulundugunun Türkiye 
Di^i^leri Bakanligindaki müzakereler sirasmda tesbit 
edilmi^ olduguna i^aret etmekle ^eref duyanm. 

Anla^manin farkli ^ekilde tefsirinden gikabilecck 
güglükleri önlemek maksadile Federal Almanya Cum- 
huriyeti Hükümeti adina, Anla^ma metinlerinin a^agidaki 
^ekilde tefsirini teklif etmekle §eref duyanm: 

1. 3 üncü maddenin 3 üncü fikrasimn I inci bendinde, 
almancadaki "bütün tazminat" deyiminin Türkge rne- 
tinde "bütün tazminat ödemeleri" ^eklinde ifade cdil- 
mi$ olmasi, ayni tazminatin harig tutuldugu anlaniina 
gelmemelidir. 

2. 6 mci maddenin I inci fikrasinm ilk satirinda, Türkge 
inetinde kullanilan "äkit taraflar" deyimi almanca 
metindeki "Beteiligten" (ortaklar) anlaminda anla^il- 
mamalidir; diger bir ifade ile, bu deyimden Federal 
Almanya Cumhuriyeti ile Türkiye Cumhuriyeti degil, 
äkit taraflara ait olup farkli bir düzenlemeye katilan 
özel ve tüzel ki^iler anla^?ilmalidir. 

3. 8 inci maddede kullanilan "Vermögenswerte" deyimi I 
inci fikranm I inci bendi ile I Inci tikranin 2 inci 
bendinde, Türkge metinde kullanilan farkli deyimler 
dikkat nazarina alinmaksizin, ayni mänaya gelinek- 
tedir. 

4. Protokolün 2 inci fikrasmdaki „genehmigt" (müsaade 
edilen) deyiminden, Türkiye'de mukini ^ahislarm ticari 
borglarina müteallik 11 Mayis 1959 tarihli Anla^manin 
(Paris Anla^masi) 9 uncu maddesinin a) fikrasinda 
derpi^ olunan Türk Makainlarina ait yetkiler anla^il- 
malidir. 

5. Protokolün 7 a) fikrasinda Türkge metne göre transfer 
muameleleri igin nazara alinmasi derpi^ olunan süre, 
bu transfer muameleleri igin gerekli süre olarak kabul 
edilmelidir. 

Türkiye Cumhuriyeti Hükümeti, yukarida be? madde 
halinde zikrolunan tefsir teklifiyle mutabakatini teyit 
ettigi takdirde bu nota ile Ekselänslannin cevabi nota- 
sinin. Federal Almanya Cumhuriyeti Hükümeti ile 
Türkiye Cumhuriyeti Hükümeti arasmda mezkür An- 
la^manin muteber tefsirine mütedair bir anla^ma olarak 
teläkki olunmasmi teklif etmekle ^eref duyanm. 

Hürmetlerimi kabul buyurmanizi istirham ederim, 
Ekseläns! 

Dr. Gebhardt von Walther 
(Federal Almanya Cumhuriyeti 
Büyükelgisi) 

Ekseläns 

Feridun Cemal Erkin 
Türkiye Cumhuriyeti 
Di^i^leri Bakani 
Ankara 
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Türkiye Ciimhuriyeti 
Dißi^leri Bakünligi 

Ankara, den 3. Juli 1964 

Herr Botschafter, 

Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom 3. Juli 
1964 zu bestätigen, die den folgenden Wortlaut hat: 

„ich beehre mich, auf die Besprechungen im türki- 
schen Außenministerium Bezug zu nehmen, in denen 
festgeslellt wurde, daß zwischen dem deutschen und 
dem türkischen Wortlaut des am 20. Juni 1962 in An- 
kara Unterzeichneten Vertrages zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Türkei über die 
gegenseitige Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen gewisse Abweichungen bestehen. 

Zwecks Vermeidung von Schwierigkeiten, die sich aus 
einer unterschiedlichen Auslegung des Vertrages er- 
geben könnten, beehre ich mich, im Namen der Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland folgende Aus- 
legung der Vertragstexte vorzuschlagen: 

1. ln Artikel 3 Absatz 3 Satz 1 wird durch die Formu- 
lierung im türkischen Text „hinsichtlich aller Zahlun- 
gen von Entschädigungen" an Stelle der deutschen 
Fassung „hinsichtlich aller Entschädigungen" eine 
Entschädigung in Sachwerten nicht ausgeschlossen. 

2. in Artikel 6 Absatz 1 erste Zeile sind unter den 
„Vertragsparteien" des türkischen Textes entspre- 
chend der deutschen Fassung die „Beteiligten" zu 
verstehen, das heißt also nicht die Bundesrepublik 
Deutschland und die Republik Türkei, sondern die 
natürlichen Personen oder die Gesellschaften einer 
Vertragspartei, die an einer abweichenden Regelung 
beteiligt sind. 

3. ln Artikel 8 hat der Ausdruck „Vermögenswerte" in 
Absatz 1 Satz 1 dieselbe Bedeutung wie in Absatz 1 
Satz 2 ungeachtet der verschiedenen hierfür in der 
türkischen Fassung verwendeten Ausdrücke. 

4. ln Absatz 2 des Protokolls ist unter dem Ausdruck 
„genehmigt" die in Artikel 9 Absatz a) des Überein- 
kommens über die Handelsschulden von Personen 
mit Sitz in der Türkei vom 11. Mai 1959 (Pariser 
Übereinkommen) vorgesehene Ermächtigung der tür- 
kischen Behörden zu verstehen. 

5. ln Absatz 7 a) des Protokolls ist als die nach der 
türkischen Fassung zur Beachtung der Transferforma- 
litäten vorgesehene Frist die hierfür erforderliche 
Frist anzusehen. 

Falls sich die Regierung der Republik Türkei mit den 
in den Nummern 1 — 5 enthaltenen Auslegungsvor- 
schiägen einverstanden erklärt, beehre ich mich weiter 
vorzuschlagen, daß diese Note und die entsprechende 
Antwortnote Eurer Exzellenz eine Regierungsverein- 
barung über die verbindliche Auslegung des genannten 
Vertrages darsteilen." 

Ich beehre mich Ihnen mitzuteilen, daß die Regierung 
der Republik Türkei mit den in den Nummern 1 bis 5 
Ihrer Note enthaltenen Aiislegungsvorschlägen und damit 


Türkiye Cumhuriyeti 
Di^isleri Bakanligi 

Ankara, 3 Temmiu 1964 

Sayin Büyükelci, 

Haziran 1964 tarihli ve a^agida yazili metni ihtiva eden 
Notanrzi aldigimi teyid etmekle $eref duyanm. 

"Federal Almanya Cumihuriyeti ile Türkiye Cunihuri- 
yeti arasmda 20 Haziran 1962 tarihinde Ankara'da iin- 
zalanan Sermaye Yatirimlarinin Kar^ilikli Olarak Te^- 
vik ve Himayesine Mütedair Anla^manm Alnianca ve 
Türkge metinlcri arasmda bazi farklar bulundugunun 
Türkiye Di^i^leri Bakanligmdaki müzakcreler sirasinda 
tesbit edilmiß olduguna i^aret etmekle $eref duyanm. 

Anlasmanin farkh $ekilde tefsirinden c^ikabilecek 
güclükleri önlemek rnaksadile Federal Almanya Cum- 
huriyeti Hükünieti adma, Anla$ma metinlerinin a^agi- 
daki sekilde tefsiiini teklif etmekle ßeref duyanm: 

1. 3 üncü maddenin 3 üncü fikrasinin I inci bendinde, 
Almanca'daki "bütün tazmmat" deyiminin Türk(;e 
metinde "bütün tazminat ödemeleri" ^eklinde ifade 
edilmi? olniasi, ayni tazminatin haric tutuldugu anla- 
mina gelmemelidir. 

2. 6 mci maddenin I inci fikrasimn ilk satirinda, Türkee 
metinde kullanilan "akit taraflar" deyimi Almanca 
metindeki "Beteiligten" (ortaklar) anlaminda anlaßil- 
malidir; diger bir ifade ile, bu cleyimden Federal Al- 
manya Cumhuriyeti ile Türkiye Cumhuriyeti degil, 
äkit taraflara ait olup farkh bir düzenleme^m katilan 
özel ve tüzel ki^iler anlaßilmalidir. 

3. 8 inci maddede kullanilan "Vermögenswerte" deyimi 
I inci fikranm birinci bendi ile I inci fikranin ikinci 
bendinde, Türkge metinde kullanilan farkh deyimler 
dikkat nazanna alinmaksizin, ayni manäya gelmek- 
tedir. 

4. Protokolün 2 inci fikrasindaki "genehmigt" (müsaade 
edilen) deyiminden, Türkiye'de mukim §ahislarm 
Ticari Bor(;larma Müteallik 11 Mayis 1959 tarihli 
Anla^manin (Paris Anla^masi) 9 uncu maddesinin a) 
fikrasinda derpi$ olunanTürk Makamlarina ait yet- 
kiler anla^ilmahdir. 

5. Protokolün 7 a) fikrasinda Türkge metne göre trans- 
fer muamcleleri i(;in nazara ahnmasi derpi$ olunan 
sürc, bu transfer muamelcleri i(;in gerekli süre olarak 
kabul ediimelidir 

Türkiye Cumhuriyeti Hükümeti, yukarida be$ madde 
halinde zikrolunan tefsir teklifiyle mutabakatmi teyid 
ettigi takdirde bu nota ile Ekselanslarinin cevabi nota- 
smin, Federal Almanya Cumhuriyeti Hükümeti ile 
Türkiye Cumhuriyeti Hükümeti arasmda mezkür An- 
la^manin muteber tefsirine mütedair bir anlaßma olarak 
teläkki olunmasmi teklif etmekle ßeref duyanm." 

Türkiye Cumhuriyeti Hükümetinin, Notanizda 5 madde 
halinde teklif olunan tefsir ßeklini kabul ettigini ve 
Notaniz ile ißbu cevabi Notanm, Türkiye Cumhuriyeti 
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einverstanden ist, daß Ihre Note und diese Antwort eine 
Regierungsvereinbarung über die verbindliche Auslegung 
des genannten Vertrages darstellen. 

Genehmigen Sie, Herr Botschalter, den Ausdruck meiner 
ausgezeichnetsten Hochachtung 

J. Gurun 

Für den Außenminister 
Stellvertretender General-Sekretär 


Seiner Exzellenz 
dem Botschafter 

der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Dr. Gebhardt von Walther 
Ankara 


flükümeti ile Federal Almanya Cumhuriyeti Hükümeti 
arasmda adigegen Anla^manm muteber tefsirine mütedair 
bir Anla^ma olarak teläkki edilmesi hususunda mutabik 
bulundugumu bildirmekle §eref duyanin. 

Bilvesile hürmetlerimi kabul buyurmanizi rica ederim, 
Sayin Büyükelci- 

J. Gurun 
Di?i?leri Bakani Y. 

Genei Seckreter 
Iktisadi i?ler Yardimcisi 


Ekseläns 

Dr. Gebhardt von Walther 
Federal Almanya Cumhuriyeti 
BüyükelQisi 
Ankara 
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I. Allgemeines 

Die Bundesrepublik Deutschland unterstützt den 
wirtschaftlichen Aufbau der Entwicklungsländer 
durch verschiedene Maßnahmen der öffentlichen 
Hand. Die Bereitstellung öffentlicher Mittel für die- 
sen Zweck aus dem Bundeshaushalt oder durch Auf- 
nahme von Anleihen auf dem Kapitalmarkt ist 
naturgemäß begrenzt. Deshalb ist die Bundesregie- 
rung bestrebt, private Kapitalanlagen in Entwick- 
lungsländern zu fördern. Zu diesem Zweck gibt sie 
Kredite, Garantien und Steuervergünstigungen. 
Diese Maßnahmen dienen gleichzeitig der Anregung 
des deutschen Kapitalexports und sonstigen wirt- 
schaftspolitischen Interessen. 

Private Kapitalanlagen in Entwicklungsländern sind 
in besonderem Maße geeignet, zum wirtschaftlichen 
Aufbau dieser Länder und zur Verstärkung ihrer 
außenwirtschaftlichen Beziehungen mit der Bundes- 
republik beizutragen. Investitionen der privaten 
Wirtschaft führen in der Regel neben dem Zufluß 
von Geld oder Sachwerten auch gleichzeitig zur Ver- 
mittlung technischen Wissens und technischer Erfah- 
rung durch geeignete Fachkräfte, die in den Ent- 
wicklungsländern besonders wertvolle Arbeit lei- 
sten. Private Kapitalanlagen haben den Vorzug, daß 
mit dem Kapital auch die unternehmerische Erfah- 
rung investiert wird und daß das unternehmerische 
Risiko der Kapitalanlagen in vollem Umfang vom 
Investor getragen wird. Die Anlage privaten deut- 
schen Kapitals soll durch die Sicherung eines aus- 
reichenden Rechtsschutzes auf der Grundlage eines 
völkerrechtlichen Vertrages besonders gefördert 
werden. Das ist das Ziel des vorliegenden Vertrages 
Der Vertrag trägt zugleich den Bestimmungen des 
Haushaltsgesetzes Rechnung. Danach können zur 
Absicherung des politischen Risikos bei förderungs- 
würdigen Kapitalanlagen im Ausland Bürgschaften, 
Garantien und sonstige Gewährleistungen zu Lasten 
des Bundes in der Regel dann übernommen werden, 
wenn zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Land, in dem die Kapitalanlage vorgenommen 
wird, eine Vereinbarung über die Behandlung von 
Kapitalanlagen besteht. 

Auf der Grundlage der Gegenseitigkeit lehnt sich 
der deutsch-türkische Vertrag vom 20. Juni 10f)2 
ebenso wie die mit anderen Staaten getrofU i 
Vereinbarungen gleicher Art inhaltlich an die von 
der Bundesrepublik abgeschlossenen Freundschafts-, 
Handels- und Schiffahrtsverträge an, soweit sie sich 
mit der Frage der Nichtdiskriminierung auf wirt- 
schaftlichem Gebiete und mit dem Vermögensschutz 
im Falle einer Enteignung befassen. Darüber hinaus 
regelt der Vertrag sonstige Materien, die für eine 
Kapitalanlage im Ausland von Bedeutung sind. 

II. Besonderes 

Der Vertrag enthält 14 Artikel; ihm sind ein Proto- 
koll, vier Briefwechsel und ein Notenwechsel beige- 
fügt. 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 Abs. 1 behandelt die Zulassung von Kapi- 
talanlagen von Staatsangehörigen und Gesellschaf- 


ten der einen Vertragspartei im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei. Es besteht keine Verpflich- 
tung zur Zulassung dieser Kapitalanlagen, jedoch 
genießen nach Ziffer 1 Buchstabe a des Protokolls 
Kapitalanlagen, die in Übereinstimmung mit den 
Rechtsvorschriften einer Vertragspartei in ihrem 
Hoheitsgebiet von Staatsangehörigen oder Gesell- 
schaften der anderen Vertragspartei vorgenommen 
worden sind, den vollen Schutz des Vertrages. 

Absatz 2 verbietet eine diskriminierende Behand- 
lung von Kapitalanlagen. Diese Bestimmung findet 
gemäß Ziffer 1 Buchstabe b des Protokolls auf 
Rechte und Vergünstigungen, die vor dem Inkraft- 
treten des Vertrages gewährt worden sind, keine 
Anwendung. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 soll sicherstellen, daß Staatsangehörige 
einer Vertragspartei im Gebiet der anderen Ver- 
tragspartei im Zusammenhang mit ihren Kapital- 
anlagen unter denselben Voraussetzungen tätig wer- 
den können wie Inländer oder Angehörige dritter 
Staaten. Zur Auslegung dieses Artikels gibt Ziffer 3 
Buchstabe a des Protokolls Beispiele diskriminieren- 
der Maßnahmen. Nach Ziffer 3 Buchstabe b des Pro- 
tokolls berechtigen die Bestimmungen des Artikels 2 
nur zu solchen wirtschaftlichen Betätigungen, die 
dem Wesen der betreffenden Kapitalanlage ent- 
sprechen. 

Zu Artikel 3 

Nach diesem Artikel genießen Kapitalanlagen Schutz 
und Sicherheit. Enteignungen sind nur zum allge- 
meinen Wohl und nur gegen wertgleiche Entschädi- 
gung, die tatsächlich verwertbar und frei transferier- 
bar sein und unverzüglich geleistet werden muß, zu- 
lässig. Die Rechtmäßigkeit der Enteignung und die 
Höhe der Entschädigung müssen in einem ordent- 
lichen Rechtsverfahren nachgeprüft werden können. 
Unter den Begriff der Enteignung fallen nach Ziffer 4 
des Protokolls auch hoheitliche Maßnahmen, die 
einer Enteignung gleichzusetzen sind, und Verstaat- 
lichungen. Soweit Kapitalanlagen infolge von Krieg, 
Revolution oder Aufruhr Schaden erleiden, genießen 
die Geschädigten hinsichtlich aller Entschädigungen 
Inländerbehandlung; hinsichtlich des Transfers von 
Entschädigungen genießen sie Meistbegünstigung. 

Absatz 4 enthält eine alle Bestimmungen dieses Ar- 
tikels umfassende Meistbegünstigungsklausel. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 gewährleistet den freien Transfer des Ka- 
pitals, seiner Erträgnisse und im Falle der Liquida- 
tion des Liquidationserlöses. Als Liquidation im 
Sinne des Artikels 4 gilt nach Ziffer 5 Buchstabe a 
des Protokolls auch eine zwecks vollständiger oder 
teilweiser Aufgabe der Kapitalanlage erfolgende 
Veräußerung. Nach Ziffer 5 Buchstabe b des Proto- 
kolls werden bei der Anwendung des Artikels 4 
die Rechtsvorschriften der Vertragsparteien über 
Steuern, Abgaben und sonstige öffentliche Lasten 
sowie über die Festsetzung von Höchstpreisen beim 
Verkauf von Vermögenswerten nicht berührt. 
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Zu Artikel 5 

Diese Bestimmung trägt den besonderen, aus den 
Gewährleistungsbestimmungen der Bundesrepublik 
sich ergebenden Erfordernissen Rechnung. Sie setzt 
die Bundesregierung, wenn sie auf Grund einer Ge- 
währleistung für eine in der Türkei vorgenommene 
Kapitalanlage in Anspruch genommen wird, in die 
Lage, die auf sie übergegangenen Rechte des Kapi- 
talanlegers im Namen der Bundesrepublik Deutsch- 
land geltend zu machen. Gemäx3 Ziffer 6 des Proto- 
kolls können die übergegangenen Ansprüche im 
Falle einer Gewährleistung durch den Rechtsnach- 
folger nur in gleicher Weise wie durch seinen 
Rechtsvorgänger geltend gemacht werden. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 legt fest, daß Transferierungen im Rahmen 
dieses Vertrages unverzüglich zu erfolgen haben, 
und zwar zu dem Kurs, der nach den Bestimmungen 
des Internationalen Währungsfonds für laufende Ge- 
schäfte gilt. 

Sofern im Zeitpunkt der Transferierung ein Umrech- 
nungskurs nach den Bestimmungen des Internatio- 
nalen Währungsfonds nicht besteht, z. B. weil eine 
der beiden Vertragsparteien aus dem Internationa- 
len Währungsfonds ausgetreten ist, ist der im Ver- 
hältnis zum US-Dollar, zu einer anderen konvertier- 
baren Währung oder zum Gold festgelegte Kurs 
oder, falls auch ein solcher Kurs nicht besteht, ein 
gerechter und billiger Kurs anzuwenden. 

Gemäß Ziffer 7 Buchstabe a des Protokolls gilt ein 
Transfer als „unverzüglich“ durchgeführt, wenn er 
innerhalb einer Frist erfolgt, die normalerweise zur 
Beachtung der Transferformalitäten erforderlich ist, 
die jedoch unter keinen Umständen zwei Monate 
überschreiten darf. 

In Ziffer 7 Buchstabe b des Protokolls wird der Aus- 
druck „laufende Geschäfte“ definiert, der alle Kapi- 
talbewegungen bezeichnet, die im Sinne der Bestim- 
mungen des Internationalen Währungsfonds „cur- 
rent transactions" sind. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 regelt das Verhältnis der Bestimmungen 
dieses Vertrages zu anderen völkerrechtlichen Ver- 
pflichtungen und innerstaatlichen Rechtsvorschriften; 
diese gehen vor, soweit sie eine günstigere Behand- 
lung der Kapitalanlagen als der vorliegende Vertrag 
vorsehen. 

Von besonderer Bedeutung ist Absatz 2, nach dem 
jede Art von Verpflichtung, die eine Vertragspartei 
in bezug auf eine den Bestimmungen dieses Vertra- 
ges unterliegende Kapitalanlage übernommen hat, 
z, B. im Wege einer Konzession oder einer privat- 
rechtlichen Vereinbarung, einzuhalten ist; die Ver- 
letzung einer solchen Verpflichtung stellt hiernach 
zugleich eine Verletzung der durch den vorliegen- 
den Vertrag übernommenen völkerrechtlichen Ver- 
pflichtungen dar. Nach der Regelung in Ziffer 8 des 
Protokolls umfassen die genannten Verpflichtungen 
nur die von den zuständigen Stellen der Vertrags- 
parteien in Ausübung der öffentlichen Gewalt über- 
nommenen Verpflichtungen. 


Zu Artikel 8 

In Artikel 8 werden die im Vertrag verwendeten 
Bezeichnungen „Kapitalanlage“, „Erträgnisse“, 
„Staatsangehörige“ und „Gesellschaften“ definiert. 
Zur Auslegung des Begriffes „Erträgnisse“ stellt 
Ziffer 9 Buchstabe a des Protokolls klar, daß Erträg- 
nisse als eine Mehrung der Vermögenswerte zu be- 
trachten sind und deshalb den gleichen Schutz wie 
die Kapitalanlagen genießen. Gemäß dieser Proto- 
kollziffer ist jede Vertragspartei berechtigt, frei zu 
entscheiden, ob Vermögenswerte, die vor Inkraft- 
treten des Vertrages angelegt worden sind, bei der 
Zulassung in die neue Kapitalanlage einbezogen 
werden und durch Sachverständige nachprüfen zu 
lassen, ob die angelegten Vermögenswerte den in 
der Zulassungsurkunde erwähnten Vermögens- 
werten hinsichtlich der Art und des Wertes ent- 
sprechen. 

Unter Ziffer 9 Buchstabe b des Protokolls wird klar- 
gestellt, daß Gewinnanteile und Zinsen im Sinne 
des Artikels 8 Abs. 2 die auf die Kapitalanlage an- 
teilig entfallenden Nettobeträge sind. Nach Ziffer 9 
Buchstabe c fallen auch alle wirtschaftlichen Unter- 
nehmen der öffentlichen Hand unter die Bestim- 
mung des Artikels 8 Abs. 4. 

Zu Artikel 9 

Die Bestimmungen des Vertrages gelten auch für 
Kapitalanlagen, die in Übereinstimmung mit den 
Rechtsvorschriften des Anlagelandes bereits vor 
dem Inkrafttreten dieses Vertrages vorgenommen 
worden sind. In Protokollziffer 10 wird erläutert, 
daß der Ausdruck „Rechtsvorschriften“ in Artikel 9 
in bezug auf die Republik Türkei das Gesetz zur 
Förderung ausländischen Kapitals Nr. 6224 und das 
Erdölgesetz Nr. 6326 einschließlich der Anderungs- 
und Ergänzungsgesetze umfaßt. Hinsichtlich der 
Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland 
aus dem Abkommen vom 27. Februar 1953 über 
deutsche Auslandsschulden wird klargestellt, daß 
sie durch diesen Vertrag nicht berührt werden. 

Zu Artikel 10 

Artikel 10 verhindert, daß Drittstaaten, denen in an- 
deren Verträgen eine allgemeine Meistbegünsti- 
gungsklausel eingeräumt worden ist, auf Grund des 
vorliegenden Vertrages die Inländerbehandlung für 
sich in Anspruch nehmen können, obwohl sie selbst 
nicht zur Einräumung der Inländerbehandlung bereit 
sind. 

Zu Artikel 11 

Falls Meinungsverschiedenheiten über die Aus- 
legung und Anwendung des Vertrages nicht durch 
diplomatische Verhandlungen beigelegt werden 
können, ist jede Vertragspartei berechtigt, ein zu 
bildendes Schiedsgericht anzurufen. Der Artikel re- 
gelt die Bildung und Zusammensetzung des Schieds- 
gerichts und gibt diesem Gericht das Recht, sein 
Verfahren selbst zu bestimmen. 

Zu Artikel 12 

Die Vertragsparteien vereinbaren, den Schutz von 
Kapitalanlagen auch für den Fall von Auseinander- 
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Setzungen zu gewährleisten. Zulässig bleiben jedoch 
vorübergehende Maßnahmen, die auf Grund der 
allgemeinen Regeln des Völkerrechts gestattet sind. 

Zu Artikel 13 

Der Vertrag gilt auch für das Land Berlin. Wegen 
der Bestimmungen der Nummer III Buchstabe b der 
Erklärung der Alliierten Kommandantur der Stadt 
Berlin vom 5. März 1955 über die Stellung Berlins 
nach dem Inkrafttreten der Pariser Verträge 
[BKC/L(55)3] sowie des Atikels 5 des Zwölften Teils 
des Vertrages vom 23. Oktober 1954 zur Regelung 
aus Krieg und Besatzung entstandener Fragen 
wurde das Gebiet der Luftfahrt (Protokollziffer 11) 
ausgenommen. 

Zu Artikel 14 

Artikel 14 regelt Inkrafttreten, Dauer und Beendi- 
gung des Vertrages. Die Mindestlaufzeit des Ver- 
trages beträgt zehn Jahre; eine automatische Ver- 
längerung ist vorgesehen. Nach Außerkrafttreten 
des Vertrages genießen die bis zu diesem Zeitpunkt 
vorgenommenen Kapitalanlagen noch für weitere 
fünfzehn Jahre den im Vertrag festgelegten Schutz. 

Zum Protokoll 

Das Protokoll bringt in zwölf Ziffern Erläuterungen 
und bindende Auslegungsvorschriften zu dem Ver- 
trage. Abgesehen von den unter den Artikeln 
1 bis 9 bereits erwähnten Bestimmungen enthält es 

in Ziffer 2 die Bestimmung, daß Vermögenswerte, 
die unter Artikel 9 des Übereinkom- 
mens vom 11. Mai 1959 über die Han- 
delsschulden von Personen mit Sitz in 
der Türkei (Pariser Übereinkommen) 
fallen, den Schutz dieses Vertrages ge- 
nießen, wenn ihre Verwendung nach 
Artikel 9 des Pariser Übereinkommens 
genehmigt worden ist. Die Transfer- 
regelungen des Pariser Übereinkom- 
mens bleiben unberührt. 

In Ziffer 3 

Buchstabe c eine Klarstellung, daß die Nichtdiskri- 
minierungsbestimmungen nicht auf die 
Einreise, den Aufenthalt und die Be- 
schäftigung als Arbeitnehmer Anwen- 
dung finden. 


In Ziffer 11 eine Bestimmung, die diskriminierende 
Maßnahmen auf dem Gebiet der See- 
schiffahrt und der Luftfahrt ausschließt, 
sofern es sich um die Beförderung von 
Gütern handelt, die für eine Kapital- 
anlage im Sinne dieses Vertrages be- 
stimmt sind oder mit Mitteln eines 
Unternehmens angeschafft werden, in 
dem Kapital im Sinne dieses Vertrages 
angelegt ist. 

In Ziffer 12 eine Bestimmung über die Vermutung 
der Staatsangehörigkeit einer natür- 
lichen Person. 

Zu den Briefwechseln 

Briefwechsel 1 enthält eine Darlegung der Wünsche 
der türkischen Regierung nach Maßnahmen, die ge- 
eignet sind, deutsche Investitionen in der Türkei 
anzuregen, wie wohlwollende Förderung durch 
Gewährung von Garantien, durch Gewährung jeder 
möglichen Unterstützung und durch Erweiterung der 
technischen Hilfe. 

Briefwechsel 2 enthält Vorschläge für Maßnahmen 
zur Ausweitung des Fremdenverkehrs, dem im Rah- 
men der wirtschaftlichen Entwicklung der Türkei 
eine große Bedeutung zukommt. 

Briefwechsel 3 enthält eine Darlegung des deutschen 
Wunsches, deutschen Fachkräfleii, die im Zusam- 
menhang mit der Durchführung des Vertrages 
Kraftfahrzeuge und Umzugsgut nach der Türkei ver- 
bringen, alle Erleichterungen im Rahmen der türki- 
schen gesetzlichen Bestimmungen zu gewähren. 

Briefwechsel 4 enthält eine Einverständniserklä- 
rung, nach welcher die auf Grund des Artikels 1 des 
zwischen einer deutschen und einer türkischen 
Delegation Unterzeichneten Protokolls vom 3. No- 
vember 1960 geführten und unterbrochenen Ver- 
handlungen über offen gebliebene finanzielle und 
wirtschaftliche Probleme so bald wie möglich wieder 
aufgenommen werden. 

Zum Notenwechsel 

Der Notenwechsel vom 3. Juli 1964 soll unterschied- 
liche Auslegungen des Vertrages verhindern, die 
durch die Abweichungen zwischen dem deutschen 
und dem türkischen V/ortlaut entstehen könnten. 
Die Klarstellung in 5 Punkten ist als eine Regie- 
rungsvereinbarung über die verbindliche Auslegung 
des Vertrages anzusehen. 
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